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“The war on poverty will not be won unless we direct more resources to women and 
reproductive health. Developing countries that have invested in health and education, 
enabling women to make their own fertility choices, have registered faster economic 
growth than those that have not.“ 

 
Thoraya Ahmed Obaid, UNFPA Executive Director 

 
Zusammenfassung 
 
 
Sexuelle und reproduktive Gesundheit (SRG) um-
fasst alle Aspekte des uneingeschränkten körperli-
chen, seelischen und sozialen Wohlbefindens in 
bezug auf Sexualität und Fortpflanzung. Das 
Konzept von SRG entstand im Zusammenhang 
mit der Internationalen Konferenz über Bevölke-
rung und Entwicklung (ICPD, Kairo 1994). De-
mographisch orientierte Bevölkerungs- und Fa-
milienplanungspolitiken wurden abgelöst von 
Entwicklungsbemühungen, bei denen Bedürfnisse 
und Rechte der Individuen im Vordergrund ste-
hen. Entsprechende Interventionen in Entwick-
lungsländern werden so besser akzeptiert. 
 
Die Förderung von sexueller und reproduktiver 
Gesundheit im Rahmen der allgemeinen Ent-
wicklungszusammenarbeit ist unverzichtbar, denn 
Gesundheit und Entwicklung stehen in wechsel-
seitigem Zusammenhang. Die betroffenen Men-
schen selbst sehen in besserer Gesundheit eine 
notwendige Voraussetzung, um sich aus Armut 
und Abhängigkeit zu befreien. Sexuelle und re-
produktive Gesundheit ist integraler Bestandteil 
von Gesundheit und von besonderer Bedeutung 
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung. 
Damit wird nicht nur ein Beitrag zur Bekämpfung 
einiger der wichtigsten Krankheits- und Todesur-
sachen in den Kooperationsländern geleistet. Mit 
der Steigerung des produktiven Potenzials der 
Menschen und der Veränderung von Geschlech-
terrollen und Verhaltensweisen wird auch die ge-
sellschaftliche Entwicklung vorangetrieben. Aus-
drücklich wird von der Bundesregierung die un-
verändert große Bedeutung der Verlangsamung 
des Bevölkerungswachstums für Entwicklung und 
Armutsminderung anerkannt. Im Aktionspro-
gramm 2015 zur Armutsbekämpfung ist die 
Gleichberechtigung der Geschlechter ein Schlüs-
selfaktor, hierzu gehört auch das Recht auf sexu-
elle Selbstbestimmung der Frauen. 
 

Trotz ermutigender Fortschritte in Teilbereichen, 
wie einer erhöhten Akzeptanz und Nutzung von  
 

Familienplanungsdiensten, ist die Förderung der 
sexuellen und reproduktiven Gesundheit in den 
Partnerländern der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit nach wie vor notwendig. In vielen 
Ländern liegt das Bevölkerungswachstum höher 
als das Wirtschaftswachstum und überfordert 
damit die natürlichen Ressourcen und die sozialen 
Dienste. Die bestehenden Informations- und Ge-
sundheitsdienstleistungen sind oft unzureichend. 
In Zukunft wird der Bedarf an ihnen durch das 
Heranwachsen der zahlenmäßig starken Gruppe 
der jetzt unter Fünfzehnjährigen erheblich anstei-
gen. Deswegen müssen die Leistungsfähigkeit des 
Gesundheitswesens einschließlich reproduktiver 
Gesundheitsdienste verbessert aber auch präven-
tive Ansätze gefördert werden, die sich als wirk-
sam und kostengünstig erwiesen haben. Besonde-
res Augenmerk gilt dabei den wirtschaftlich 
schwächsten Ländern sowie jenen mit noch ge-
ringer Gleichstellung von Frauen und Minder-
heiten. 
 
Die Kernbereiche der Förderung der sexuellen 
und reproduktiven Gesundheit durch die deut-
sche Entwicklungszusammenarbeit bestehen in 
der Unterstützung der Partner bei  
 
• der Verwirklichung sexueller und reprodukti-

ver Rechte einschließlich Maßnahmen gegen 
Gewalt und weibliche Genitalverstümme-
lung; 

 
• Information, Aufklärung und Gesundheitser-

ziehung der Bevölkerung mit dem Ziel, ei-
gene Entscheidungen zu ermöglichen und zu 
verantwortungsbewusstem Verhalten beizu-
tragen; 

 
• Schaffung von Zugang zu Familienplanungs-

diensten; 
 
• der Betreuung von Frauen und Mädchen 

während Schwangerschaft und Entbindung; 
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• der Prävention und Behandlung sexuell über-
tragbarer Erkrankungen einschließlich HIV/ 
AIDS. 

 
Diese Maßnahmen wirken sich besonders auf die 
Lebensqualität von Mädchen und Frauen aus, je-
doch ist für nachhaltige Verbesserungen die um-
fassende Einbeziehung von Jungen und Männern 
notwendig.  
 
Grundlegend für die Entwicklungszusammenar-
beit der deutschen Bundesregierung sind der of-
fene politische Dialog, Kohärenz der Politiken 
und entsprechende Politikberatung. Damit wer-
den in den Partnerländern wichtige Vorausset-
zungen geschaffen, um individuelle reproduktive 
Entscheidungen im Einklang mit persönlichen 
Wünschen und Zielen und zugleich mit dem 
Wohlergehen des ganzen Landes treffen zu kön-
nen. In diesem Rahmen sieht es die deutsche 
Bundesregierung auch als ihre Aufgabe an, die 
Politik von internationalen Organisationen, Gre-
mien und zwischenstaatlichen Zusammenschlüs-
sen wie der EU mitzugestalten. Die Orientierung 
an umfassend definierten sexuellen und repro-
duktiven Rechten ist - auch bei gegenläufigen 
Tendenzen in einigen Ländern und Organisatio-
nen - Kernbestand bundesdeutscher Förderpoli-
tik. 
 
Die deutsche Bundesregierung unterstützt den 
integrierten Ansatz der reproduktiven Gesund-
heit. Fördermaßnahmen umfassen vor allem Inf-
rastrukturmaßnahmen, Ausstattung von Gesund-
heitsdiensten, Finanzierung von Kontrazeptiva, 
Fortbildung und Beratung von Personal sowie die 
Erstellung von Informationsmaterialien. Neben 
dem klassischen EZ-Instrumentarium kommen 
neuere Förderansätze zum Einsatz. Dazu gehört 
die verstärkte Zusammenarbeit mit der Privat-
wirtschaft sowie Regionalvorhaben zu grenzüber-
schreitenden Problemen und Fördermöglichkei-
ten über Sektorinvestitionsprogramme (SIP) bzw. 
programmorientierte Gemeinschaftsfinanzierung 
(SIP und SWAP). 
 
In der Komplementarität der Zusammenarbeit 
verschiedener staatlicher und nichtstaatlicher Or-
ganisationen liegt ein nicht zu unterschätzender 
Vorteil deutscher Entwicklungszusammenarbeit. 
Um diesen Vorteil nutzen zu können, müssen die 
Maßnahmen auf der Grundlage einer Schwer-
punktstrategie abgestimmt sein. Nichtstaatliche 
Träger werden insbesondere dann unterstützt, 
wenn staatliche Träger nicht funktionsfähig sind 

oder aber bestimmte Zielgruppen wie Kinder und 
junge Menschen, Flüchtlinge, Migranten und 
arme Bevölkerungsteile nur schwer erreicht wer-
den können.  
 
Der Gesamtkomplex sexuelle und reproduktive 
Gesundheit wird wegen seiner Bedeutung für die 
gesellschaftliche und individuelle Entwicklung als 
integraler Bestandteil des Gesundheitssektors be-
handelt und als übergreifendes Thema bei den 
Bereichen „Bildung und Demokratie“ sowie in 
anderen Länderschwerpunkten beachtet. Mög-
lichkeiten der Integration von Themen der sexu-
ellen und reproduktiven Gesundheit sind bei der 
Entwicklung von Schwerpunkt- und Armutsmin-
derungsstrategien aktiv zu nutzen. 
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1. Bedeutung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit für die 

Entwicklung  
 
 
Sexuelle und reproduktive Gesundheit (SRG) 
SRG umfasst sämtliche Aspekte des uneinge-
schränkten körperlichen, seelischen und sozialen 
Wohlbefindens in bezug auf Sexualität und Fort-
pflanzung. Das bedeutet, dass Menschen ein be-
friedigendes und ungefährliches Sexualleben, die 
Fähigkeit zur Fortpflanzung und die freie Ent-
scheidung darüber haben können, ob, wann und 
wie oft sie hiervon Gebrauch machen wollen. 
Dazu gehört das Recht von Frauen und Männern, 
informiert zu werden sowie Zugang zu Methoden 
der Familienplanung und anderer Fertilitätsre-
gulierung ihrer Wahl zu haben. Diese müssen si-
cher, wirksam, erschwinglich und akzeptabel sein 
und dürfen nicht gegen rechtliche Bestimmungen 
verstoßen. Eingeschlossen ist ebenso das Recht 
auf angemessene Gesundheitsdienste, die es 
Frauen ermöglichen, Schwangerschaft und Ge-
burt sicher und gesund zu erleben, und für Paare 
die bestmöglichen Voraussetzungen zu schaffen, 
ein gesundes Kind zu bekommen. Damit ist SRG 
für den gesamten Lebenszyklus von Frauen und 
Männern relevant. 
 
Der enge wechselseitige Zusammenhang zwi-
schen Gesundheit und Entwicklung ist allgemein 
anerkannt. Ökonomische und allgemeine Ent-
wicklung führt (bei gerechter Verteilung) zu bes-
serer allgemeiner Gesundheit. Umgekehrt ist 
ohne zufriedenstellende Gesundheit eine allge-
meine und wirtschaftliche Entwicklung nicht 
möglich. SRG ist ein Teil der Gesundheit. Ihre 
besondere Bedeutung für den Entwicklungspro-
zess liegt darin begründet, dass sie eng mit Bevöl-
kerungswachstum und -struktur verbunden ist. 
Der Verlangsamung des Bevölkerungswachstums 
für Entwicklung und Armutsminderung kommt 
eine große Bedeutung zu. Zum anderen geht es 
hier besonders um die Gesundheit von Frauen, 
mithin auch um Wirtschafts- und Gestaltungs-
kraft und den Beitrag zu Armutsminderung und 
Entwicklung. Bessere Gesundheit ist eine unab-
dingbare Voraussetzung, um der Armutsfalle zu 
entkommen. Das wird auch von den Betroffenen 
selbst so gesehen. 
 
Auf der Internationalen Konferenz über Bevölke-
rung und Entwicklung (ICPD 1994) in Kairo 
wurde die enge Verbindung zwischen Entwick-

lung, Teilhabe/Empowerment und SRG anerkannt, 
auch als Menschenrecht. Auch die Millenniums-
erklärung der Vereinten Nationen zur Armuts-
minderung benennt sie. Von den internationalen 
Entwicklungszielen betreffen drei von acht Zielen 
die reproduktive Gesundheit: die Müttersterblich-
keit, die Sterblichkeit von Kleinkindern und die 
Bekämpfung von HIV/AIDS. Mit relativ gerin-
gem Aufwand kann hierdurch ein bedeutender 
Beitrag zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen und zur Armutsminderung geleistet 
werden. 
 
Die Bundesregierung hat in ihrem Aktionspro-
gramm zur weltweiten Halbierung extremer Ar-
mut bis zum Jahr 2015 ausdrücklich die Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter als Schlüsselfaktor 
für die Armutsbekämpfung hervorgehoben. Zu-
gang zu Familienplanung ist ein wichtiger Beitrag 
zur sexuellen Selbstbestimmung der Frauen. 
Darin wird die Unterstützung entsprechender 
Maßnahmen in den Partnerländern befürwortet. 
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2. Die Ausgangslage 
 
 
Trotz nicht zu unterschätzender Fortschritte in 
den vergangenen drei Jahrzehnten ist die SRG in 
den Partnerländern der Entwicklungszusammen-
arbeit (EZ) nach wie vor förderungsbedürftig. 
Die wirtschaftlich schwächsten Länder weisen die 
schlechtesten Indikatoren für SRG auf. Dies be-
trifft gerade auch jene Länder und Gesellschaften 
mit den restriktivsten Gesetzen und Regeln (etwa 
freie Partnerwahl oder Schwangerschaftsverhü-
tung) und der geringsten Gleichstellung von 
Frauen und Minderheiten.  
 
Die Weltbevölkerung ist in 2002 auf 6,13 Milliar-
den Menschen angestiegen. Das jährliche Bevöl-
kerungswachstum liegt weltweit bei 1,2 Prozent, 
jedoch bei 2,5 Prozent in den am wenigsten ent-
wickelten Ländern. Dadurch werden in vielen 
Ländern die Ergebnisse wirtschaftlichen Wachs-
tums gemindert. Bis zum Jahr 2050 wird die 
Weltbevölkerung voraussichtlich auf über neun 
Milliarden Menschen anwachsen. Wegen des in-
ternen Migrationdrucks werden im Jahre 2050 
voraussichtlich zwei Drittel aller Menschen in 
Städten leben. Dieser Entwicklung sind die meis-
ten Städte nicht gewachsen.  
 
In der Gesamtheit der weniger entwickelten Län-
der liegt die Müttersterblichkeit bei 440 Toten auf 
100.000 Lebendgeburten, aber bei 1.000 Toten in 
den am wenigsten entwickelten Ländern. Unsach-
gemäße Schwangerschaftsabbrüche und ihre Fol-
gen sind eine der Hauptursachen. Die Fruchtbar-
keit liegt in den weniger entwickelten Ländern im 
Durchschnitt bei 2,9 Kindern pro Frau, aber bei 
5,2 in den am wenigsten entwickelten Ländern. 
Moderne Verhütungsmittel werden von durch-
schnittlich der Hälfte (55 Prozent) aller Frauen/ 
Paare in den weniger entwickelten Ländern ge-
nutzt. Diese Zahl liegt jedoch in vielen armen Re-
gionen und Ländern noch weit darunter; in Afrika 
wird sie mit etwa 20 Prozent angegeben. Der Be-
völkerungsfonds der Vereinten Nationen schätzt, 
dass weltweit 100 bis 150 Millionen Paare keinen 
Zugang zur Familienplanung haben, obwohl sie 
es wünschen. Die Situation wird sich aufgrund ei-
ner zweifachen Nachfragesteigerung weiter ver-
schärfen: Zum einen wollen als Resultat erfolgrei-
cher Aufklärungsprogramme immer mehr Men-
schen verhüten, zum anderen steigt die Zahl der 
Menschen im fortpflanzungsfähigen Alter. Bis 

2015 wird die Zahl der Frauen im reproduktiven 
Alter weltweit um etwa ein Drittel (36 Prozent) 
zunehmen, und damit auch der Bedarf an 
Dienstleistungen zur reproduktiven Gesundheit. 
 
Sexuell übertragbare Erkrankungen und ins-
besondere HIV/AIDS betreffen die armen Län-
der in besonderem Maße und hier wiederum vor 
allem Frauen und junge Menschen. In den Ent-
wicklungsländern gehören sie zu den fünf häu-
figsten Gründen, die Gesundheitsdienste in An-
spruch zu nehmen. Unter den Jugendlichen sind 
Mädchen und junge Frauen fünf bis sechs mal 
stärker von sexuell übertragbaren Erkrankungen 
betroffen als Männer gleichen Alters. Mehr als 90 
Prozent der jetzt 40 Millionen HIV-Infizierten le-
ben in Entwicklungsländern. (Unsere Position 
zum Thema HIV/AIDS ist in einem eigenen Po-
sitionspapier dargestellt).  
 
Verletzungen der grundlegenden sexuellen und 
reproduktiven Rechte betreffen insbesondere 
Frauen und Mädchen. Mangelnde Bildung und 
eine machtlose Stellung in der Gesellschaft sind 
neben anderen die Hauptgründe. Sie sind häufig 
Opfer von Missbrauch und häuslicher Gewalt 
aber auch schädlicher traditioneller Praktiken. An 
den Folgen genitaler Verstümmelung leiden welt-
weit 130 Millionen Frauen und Mädchen. Auf-
grund wirtschaftlicher Not sind viele Menschen 
zur Prostitution genötigt. Zwangsprostitution und 
internationaler Menschenhandel betreffen vor al-
lem Kinder und Frauen aus Entwicklungsländern. 
Zwei Millionen Mädchen zwischen fünf und 15 
Jahren werden jährlich in das kommerzielle Sex-
gewerbe eingeschleust. Durch gezielte Abtreibung 
weiblicher Föten und Tötung weiblicher Kinder 
fehlen in der Zusammensetzung der Weltbevölke-
rung inzwischen 60 Millionen Frauen und Mäd-
chen. Menschen unterschiedlicher sexueller Ori-
entierung werden häufig diskriminiert und haben 
eingeschränkten Zugang zu Beratungs- und Ge-
sundheitsdienstleistungen. Oft fehlt es an Mög-
lichkeiten aber auch an politischem und gesell-
schaftlichem Willen, entsprechende Gesetze und 
Normen umzusetzen, da häufig traditionelle 
Rechtsprechung neben modernen Gesetzen steht. 
 
Diese Schlaglichter zeigen die unzureichende 
Versorgungssituation: Der Zugang zu Informati-
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ons- und Gesundheitsdienstleistungen in armen 
Ländern und für arme Bevölkerungsteile ist gene-
rell unzureichend, besonders für Flüchtlinge und 
Migranten. Oft fehlt es an sexueller Aufklärung 
für Kinder und Jugendliche, vor allem auf dem 
Land, an der Versorgung mit Verhütungsmitteln 

sowie Familienplanungs- und Gesundheitsdienst-
leistungen für spezielle Bevölkerungsgruppen, an 
fachkundiger Schwangerenvorsorge und geburts-
hilflicher Betreuung insbesondere in ländlichen 
Gebieten, an Rechtsberatung, Rechtsschutz und 
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung.  

3. Kernbereiche und Förderung 
 
 
3.1  Verwirklichung sexueller und 

reproduktiver Rechte 

Die EZ kann durch die Unterstützung der Macht- 
und Chancengleichheit von Frauen und Männern 
zur Verwirklichung sexueller und reproduktiver 
Rechte beitragen. Die ausdrückliche Berücksichti-
gung von Fraueninteressen sowie die Teilhabe 
von Frauen (Empowerment) sind dabei unerlässlich. 
Vor dem Hintergrund unterschiedlicher Wert-
haltungen und Rechtsauffassungen müssen der 
Dialog in den Kooperationsländern gesucht und 
die Eigenanstrengungen von Frauen gefördert 
werden. Gezielte Maßnahmen sind beispielsweise: 
Gewaltprävention, Förderung von Initiativen zur 
Überwindung der weiblichen Genitalverstümme-
lung, Unterstützung bei der Formulierung und 
Durchsetzung frauenspezifischer Anliegen und 
die Gestaltung des Rechtswesens und Umset-
zung.1 
 
 
3.2 Information und Kommunikation 

Das Recht auf sexuelle und reproduktive Selbst-
bestimmung setzt voraus, dass die Menschen auf 
die Wahrnehmung ihrer Rechte vorbereitet sind 
und freien Zugang zu allen diesbezüglichen In-
formationen und Beratungsleistungen haben, un-
abhängig von Lebensalter oder Familienstand und 
unter Achtung der Privatsphäre. Da häufig viele 
Aspekte der SRG tabuisiert werden, Sexualaufklä-
rung unzureichend ist, kommt der Kommunika-
tion über Sexualität und Fortpflanzung große Be-
deutung zu. Biologische, soziale und psychische 
Aspekte gehören ebenso dazu wie die Wirkungs-
weise von Verhütungsmitteln, deren Verfügbar-
keit und die damit verknüpften Dienstleistungen.  

                                                 
1 Auf das BMZ-Konzept zur Förderung der gleichbe-

rechtigten Beteiligung von Frauen und Männern am 
Entwicklungsprozess wird verwiesen. 

Mittels Information und Kommunikation („IEC“ 
oder „BCC“) werden Einstellungen entwickelt, 
die zu Verhaltensweisen mit weniger Risiko bei-
tragen können und die ein für beide Partner be-
friedigendes Sexualleben und verantwortliche El-
ternschaft ermöglichen. Die Weitergabe von In-
formationen reicht dafür aber nicht. Wichtig ist 
vielmehr gemeinsam mit den Adressaten von 
Kommunikationsmaßnahmen zu planen und um-
zusetzen. Damit wird sichergestellt, dass die rich-
tigen Medien ausgewählt und die Informationen 
verstanden werden. Werthaltungen, die soziokul-
turell geprägt sind, haben Auswirkungen auf die 
persönliche Entscheidung. Die wiederholte Erfas-
sung und Auswertung von Informationsstand, 
Einstellungen und Verhalten unterschiedlicher 
Adressatengruppen haben sich bei der Analyse 
bewährt (z. B. KAP-Studien).  
 
Neben den bekannten Druck- und audiovisuellen 
Massenmedien sind lokal anerkannte und beliebte 
Vermittlungsarten wichtig (z. B. traditionelle Er-
zähler). Gestalterisch ist die Nutzung moderner 
Kommunikationsstrategien im gesellschaftlich ak-
zeptierten Rahmen sinnvoll, wie Rollenvorbilder, 
unterhaltende Information (Edutainment) oder in-
teraktive Medien (z. B. Telefon-Hotline). Weitere 
Aufgabenfelder sind der Politikdialog (Advocacy) 
sowie die Auseinandersetzung mit Widerständen 
oder Fehlinformationen, die sich andernfalls zu 
erheblichen Hinderungsfaktoren entwickeln kön-
nen. 
 
Interpersonelle Kommunikation ist unverzicht-
bar, beispielsweise bei Hausbesuchen (z. B. 
CBD), in der individuellen Gesundheitsberatung 
(Counselling) oder Kleingruppen (z. B. Peer Educa-
tion).  
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3.3 Familienplanung 
Das Grundrecht auf sexuelle und reproduktive 
Selbstbestimmung bedeutet, dass Frauen und 
Männer nach einer für sie passenden und unein-
geschränkten Information Zugang zu Verhü-
tungsmitteln und Dienstleistungen haben, unab-
hängig von Alter und Familienstand. Erst damit 
können Nutzer frei entscheiden.  
 
Der Gebrauch von Kontrazeptiva und die Inan-
spruchnahme der zugehörigen Dienstleistungen 
sind grundsätzlich freiwillig. Ziel der Förderung 
der Familienplanung in der EZ ist es, Frauen und 
Männern die Möglichkeit zu geben, ihre sexuellen 
und reproduktiven Rechte wahrzunehmen und 
über die Zahl ihrer Kinder und die Geburtenab-
stände frei zu entscheiden. Unerwünschte 
Schwangerschaften und Schwangerschaftsabbrü-
che sollen vermieden werden. Darüber hinaus will 
Familienplanung zusammen mit anderen Maß-
nahmen einen Beitrag zur Stabilisierung des Be-
völkerungswachstums und damit zur Armutsmin-
derung und Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen leisten.  
 
Die Kooperationsländer werden dahingehend be-
raten, entwicklungspolitisch erwünschte individu-
elle reproduktive Entscheidungen durch Schaf-
fung notwendiger Rahmenbedingungen zu för-
dern (z. B. durch Anreize für kleinere Familien). 
 
Angebote zur Familienplanung müssen die Bera-
tung und - wo möglich - die Behandlung bei un-
gewollter Kinderlosigkeit mit einschließen. Die 
Diagnose von sexuell übertragbaren Erkrankun-
gen, die freiwillige Beratung und ihre Behandlung 
gehören auch dazu. 
 
Zur Schwangerschaftsverhütung steht eine An-
zahl von Methoden zur Verfügung, von denen 
jeweils mehrere angeboten werden sollten. Häufig 
werden nicht die gleichen Methoden bevorzugt, 
die in den Industrieländern am stärksten verbrei-
tet sind. Schwangerschaftsabbruch ist grundsätz-
lich kein Mittel der Familienplanung. Für die grö-
ßere Verantwortungsübernahme von Männern 
bei reproduktiven Entscheidungen dürfen Kon-
dome in keinem Angebot fehlen. Auf ihre dop-
pelte Schutzfunktion - sowohl gegen Schwan-
gerschaften als auch gegen Infektionen - sollte 
ausdrücklich hingewiesen werden. Die Notfall-
kontrazeption ist ein weiteres wichtiges Element. 
 

Das Angebot an Familienplanungsdiensten muss 
örtlich und organisatorisch an den Bedarf und die 
Gewohnheiten der Zielgruppen angepasst sein 
und sollte in andere Dienstleistungen wie bei-
spielsweise die allgemeine Gesundheitsversorgung 
integriert sein. Manchmal sind jedoch spezifische 
Programme kundennäher und werden deswegen 
besser genutzt.  
 
In vielen Ländern ist die Nachfrage nach Famili-
enplanungsdiensten größer als das Angebot, ins-
besondere fehlt es an Kontrazeptiva. Diese Lücke 
(contraceptive gap) wird auf Grund der demographi-
schen Entwicklung eher noch größer werden, 
wenn sich nationale Regierungen und die interna-
tionale Gebergemeinschaft nicht stärker für die 
Sicherstellung eines ausreichenden Angebots ein-
setzen (contraceptive security). Dabei handelt es sich 
nicht nur um ein Mengen-, sondern auch um ein 
Verteilungsproblem.  
 
Die soziale Vermarktung von Verhütungsmitteln 
sowie gemeindegetragene Familienplanungs-
dienste (CBD) waren erwiesenermaßen erfolg-
reich und werden weiter gefördert. Wenn neben 
Kondomen auch andere Verhütungsmittel von 
geschulten Laien angeboten werden, ist darauf zu 
achten, dass klinische Hintergrunddienste zur 
Verfügung stehen und die Kunden über diese 
Angebote informiert werden.  
 
Kostenfreie Verhütungsmittel für die ärmsten 
Bevölkerungsschichten sind nur dann anzubieten, 
wenn sie sonst von der regelmäßigen Nutzung 
ausgeschlossen wären. Bei käuflichen Verhü-
tungsmitteln muss jeweils eines (pro Kategorie) 
für die niedrigsten Einkommensschichten be-
zahlbar sein, erforderlichenfalls durch Subventio-
nierung.  
 
 
3.4  Betreuung bei Schwangerschaft 

und Entbindung 
Schwangerenvorsorge, professioneller Beistand 
bei der Geburt, Erstversorgung des Neugebore-
nen und Nachsorge für die Mutter gehören zum 
Basisangebot der Reproduktiven Gesundheit. Ziel 
ist es, die Mütter- und Neugeborenensterb-
lichkeit sowie die Häufigkeit der Totgeburten zu 
senken und gesundheitliche und seelische Folge-
schäden von Komplikationen möglichst zu ver-
hindern. Dabei ist wichtig, dass die genannten  
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Dienstleistungen allgemein zugänglich sind und 
freiwillig genutzt werden. Sie lassen sich nicht alle 
in Einrichtungen der primären Versorgungs-
ebene erbringen. Daher sind Einrichtungen der 
Sekundärebene und funktionierende Überwei-
sungsstrukturen nötig. Bei der Einstellung auf 
eventuelle Komplikationen sind Männer als Ent-
scheidungsträger in Familie und Gesellschaft zu 
beteiligen.  
 
Generell ist darauf hinzuwirken, dass Geburten in 
Einrichtungen mit professionellen Dienstleistern 
stattfinden, was jedoch nicht immer zu realisieren 
ist, zumindest aber eine flächendeckende Betreu-
ung durch ambulantes Fachpersonal (fachkundi-
ger Beistand bei Entbindungen). Schulungs-
programme für traditionelle Hebammen haben 
die in sie gesetzten Erwartungen nicht erfüllt und 
werden in der Regel nicht mehr gefördert.  
 
Die Behandlung von akuten Folgen unsachgemä-
ßer Schwangerschaftsabbrüche gehören zum 
Standardangebot. Soweit legal, sind sichere 
Schwangerschaftsabbrüche im Angebot einzu-
schließen. Anderenfalls ist über die Vorteile der 
Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs auf-
zuklären, insbesondere darüber, dass die Anzahl 
der Abbrüche nicht steigt und die Müttersterb-
lichkeit signifikant gesenkt werden kann.  
 
Zur Betreuung bei Schwangerschaft und Geburt 
(safe motherhood) gehört grundsätzlich die Förde-
rung des Stillens. Im Falle einer bekannten oder 
auch nur zu vermutenden HIV-Infektion gilt es, 
das Risiko einer HIV-Infektion des Kindes durch 
die Muttermilch gegen andere Risiken für das 
Kind abzuwägen. Wo immer möglich, ist 
Schwangeren und Wöchnerinnen ein freiwilliger 
HIV-Test mit individueller Beratung und medi-
kamentöser Verhütung der HIV-Übertragung bei 
der Geburt oder auch anschließender antiretrovi-
raler Behandlung anzubieten.  
 
 
3.5  Verhütung und Behandlung 

sexuell übertragbarer 
Erkrankungen 

Sexuell übertragbare Erkrankungen sind häufig 
Folge mangelnden Wissens und von Verletzun-
gen des sexuellen Selbstbestimmungsrechts. 
Grundlage der Prävention sind deswegen Aufklä-
rung und Persönlichkeitsbildung. Sie führen zur 
Schaffung eines offenen gesellschaftlichen Kli-

mas, das die Verwirklichung der sexuellen Selbst-
bestimmung erlaubt, auch für die jeweils schwä-
cheren Partner bei ungleichen Machtverhältnissen 
sowie für Menschen unterschiedlicher sexueller 
Orientierung.  
 
Sexuell übertragbare Erkrankungen sind weltweit 
verbreitet und nehmen insbesondere in den ar-
men Ländern zu. Wegen der herausragenden Be-
deutung von HIV/AIDS widmen sich viele Initi-
ativen in der EZ speziell diesem Thema (siehe 
hierzu unser Positionspapier zur HIV/AIDS-Be-
kämpfung). 
 
Zugang zu Kondomen sowie Informationen für 
ihre korrekte und konsequente Nutzung sind für 
die Prävention von sexuell übertragbaren Infekti-
onen unabdingbar. Daher sind Kondome für je-
den, auch für Frauen und Mädchen, zu er-
schwinglichen Preisen und erforderlichenfalls 
gratis zur Verfügung zu stellen (vgl. 3.3). Die EZ 
unterstützt, dass Kondome für Frauen, deren 
Anwendung von Frauen selbst kontrolliert wer-
den kann, weite Verbreitung finden. Generell ist 
darauf zu achten, dass alle Kondome in allen Ge-
sundheitseinrichtungen und frei im Handel ange-
boten werden, aber auch in Bars und Nachtclubs. 
Dort können Anbieterinnen und Anbieter von 
sexuellen Dienstleistungen und ihre Kunden be-
sonders gut erreicht werden.  
 
Bei der Aufklärung ist die Prävention in Ehe und 
fester Partnerschaft ein oft vernachlässigter As-
pekt. Gerade verheiratete und monogam lebende 
Frauen sind jedoch in erheblichem Maße durch 
das Sexualverhalten ihrer Partner gefährdet und 
können häufig aus kulturellen Gründen nicht auf 
der Benutzung eines Kondoms bestehen. 
 
Individuelle Beratung zu Prävention, Behandlung, 
Umgang mit Krankheitsfolgen und erforderli-
chenfalls Pflege sind allgemein anzubieten, vor 
allem gerade dort, wo Blutuntersuchungen zur 
Diagnose von HIV-Infektionen durchgeführt 
werden. Auf Vertraulichkeit und, falls gewünscht, 
Anonymität ist Wert zu legen, ebenso auf die 
Vermeidung oder den Abbau von Stigmatisierung 
und Diskriminierung.  
 
Die Behandlung sexuell übertragbarer Krankhei-
ten gehört zum Basisangebot des Gesundheitswe-
sens und ist daher auch im Rahmen von Famili-
enplanung und Schwangerenbetreuung anzubie-
ten, wenn möglich auch auf der primären Versor-
gungsebene.  
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3.6 Sexuelle und reproduktive 
Gesundheit in verschiedenen 
Lebensphasen 

Kinder, Jugendliche und Heranwachsende benö-
tigen besondere Unterstützung in ihrer psycho-
sexuellen Entwicklung, werden aber in vielen Ge-
sellschaften kaum angemessen aufgeklärt. Ob-
wohl viele Heranwachsende sexuell aktiv sind, 
wird ihnen der Zugang zu reproduktiven Ge-
sundheitsdiensten aber auch zu Kondomen und 
anderen Verhütungsmitteln erheblich erschwert. 
Die Folgen sind unerwünschte und risikoreiche 
Schwangerschaften, unsichere Schwangerschafts-
abbrüche und sexuell übertragbare Erkrankungen 
einschließlich HIV/AIDS. Das Recht von Kin-
dern und Jugendlichen bedarf auch deshalb be-
sonderer Aufmerksamkeit und besonderen 
Schutz, weil es oft durch Erwachsene aus dem 
unmittelbaren Umfeld verletzt wird. Dies ist für 
die EZ nicht nur im Gesundheitsbereich relevant, 
sondern auch überall da, wo sie sich direkt oder 
indirekt mit Kindern und Jugendlichen beschäf-
tigt.2 

                                                 
2 Bezüglich der vielfältigen, in allen biographischen 

Phasen vorkommenden gesundheitlichen Benachtei-
ligung von Mädchen und Frauen, beginnend mit der 
gezielten Abtreibung weiblicher Föten, wird auf die 
GTZ-Veröffentlichung „Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen beenden“, Eschborn 2002, verwiesen. 

Auch für ältere und alte Menschen ist SRG rele-
vant. Mit der zunehmenden Alterung der Weltbe-
völkerung wird langfristig der überwiegende Teil 
älterer Menschen in EL leben. Durch die Ände-
rung des Bevölkerungsaufbaus und mit dem 
Verlust familiärer Alterssicherung werden auch in 
den Kooperationsländern mehr alte Menschen 
auf Hilfe angewiesen sein. Es wird hier im we-
sentlichen auf Akzeptanz, Privatheit und - wo er-
forderlich - auf medizinische Versorgung an-
kommen. Ältere Frauen in EL leiden häufig an 
Gebärmutterhalskrebs (die häufigste Krebsursa-
che bei Frauen weltweit) und Gebärmuttervorfall. 
Beide Erkrankungen konnten in den industriali-
sierten Ländern durch relativ einfache Früher-
kennungs- und Behandlungsmaßnahmen unter 
Kontrolle gebracht werden. 
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4. Empfehlungen zur Umsetzung der SRG-Förderpolitik in der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit 

 
 
4.1 Grundsätzliche Voraussetzungen: 

Kohärenz, Partizipation und 
Entwicklungsorientierung der 
nationalen Politik in 
Kooperationsländern 

Für den politisch sensiblen Bereich von SRG gilt 
als Leitprinzip der Entwicklungsförderung, dass 
das Kooperationsland und seine Menschen für 
die entsprechenden Politiken, Programme und 
Projekte eigene Verantwortung empfinden und 
wahrnehmen. Dabei sind in den Grenzen der in-
ternational anerkannten Menschenrechte die nati-
onalen und soziokulturell bestimmten Interpreta-
tionen zu berücksichtigen und internationale 
Übereinkommen sowie eigene Werte in den Poli-
tikdialog einzubringen. Die umfassend definierten 
sexuellen und reproduktiven Rechte sind weiter-
hin ein unverzichtbarer Kernbestand der Förder-
politik der Bundesrepublik Deutschland sowohl 
für die bilaterale Zusammenarbeit als auch für die 
Arbeit in internationalen Organisationen und 
Gremien, auch wenn heute einige Länder und 
Organisationen gegenläufig tendieren. Die Förde-
rung von SRG durch bilaterale und multinationale 
Geber ist auf einer entwicklungsorientierten nati-
onalen Politik aufzubauen, wobei die Gesellschaft 
(civil society oder Bürgerschaft), insbesondere die 
speziellen Zielgruppen, mit einzubeziehen sind. 
Eine entwicklungsorientierte Politik fördert ne-
ben den Kernbereichen (siehe Kapitel 3) auch ge-
zielt die Teilhabe (Empowerment) und die sozialen 
Basisdienste.  
 
Notwendige Voraussetzung für eine wirksame 
multisektorale Förderung ist die Kohärenz der 
verschiedenen Politiken, insbesondere bei sich 
überlagernden Sektoren sowie bei den EZ-Positi-
onen innerhalb der Gebergemeinschaft. In eini-
gen Bereichen muss sie noch entwickelt werden. 
Hierzu zählen: das nicht unumstrittene Recht von 
Kindern und Jugendlichen auf Aufklärung, die 
sexuelle Selbstbestimmung von Frauen und Ju-
gendlichen, die Haltung der Regierungen zum 
Schwangerschaftsabbruch, die Rolle der medika-
mentösen Prävention der Mutter-Kind-Übertra-
gung von HIV und die antiretrovirale HIV/ 
AIDS-Therapie bei Ressourcenarmut, die Rolle 
des Staates bei der sozialen Grundsicherung, der 

Unterstützungsbedarf der ärmsten Länder im 
Hinblick auf den sicheren Zugang der Menschen 
zu Verhütungsmitteln (contraceptive security), die 
Langfristigkeit des Unterstützungsbedarfs in den 
ärmsten Ländern sowie der Umgang mit den Fol-
gen von Dezentralisierung und Globalisierung. 
Zur Förderung von Kohärenz und Konsistenz ist 
auf die Verzahnung der Unterstützung durch un-
terschiedliche bi- und multilaterale Geber zu 
achten. Wo immer möglich, ist die Förderpolitik 
auf den Armutsminderungsstrategien (Poverty Re-
duction Strategies) der Kooperationsländer aufzu-
bauen. 
 
Die Gesundheitspolitik benachbarter Länder und 
Regionen ist wegen des grenzüberschreitenden 
Charakters von Krankheiten sowie von gesell-
schaftlicher Benachteiligung und Kriminalität 
besser abzustimmen.  
 
 
4.2 Zielgruppen 

Zielgruppen der von der Bundesregierung unter-
stützten Maßnahmen zur Förderung der sexuellen 
und reproduktiven Gesundheit sind die Men-
schen in Entwicklungsländern in ihrer Gesamt-
heit. Sie konzentrieren sich jedoch auf arme und 
besonders vulnerable Bevölkerungsgruppen und 
auf die für die Umsetzung erforderlichen Struk-
turveränderungen. Zielgruppen sind zunächst In-
dividuen aber auch Zusammenschlüsse wie z. B. 
Selbsthilfe- oder Frauengruppen. 
 
Die Bedeutung von Sexualität und Fortpflanzung 
sowie deren Schutz sind bei den Zielgruppen un-
ter Gesichtspunkten wie dem Geschlechterver-
hältnis (Gender), Lebensphasen und soziokultu-
rellem Kontext zu betrachten. Außerdem spielen 
bei der Zielgruppendifferenzierung die unter-
schiedlichen Zugangsmöglichkeiten zu Informa-
tion und Dienstleistungen, aber auch ungleiche 
Fähigkeiten, Chancen zu nutzen, eine wichtige 
Rolle. Die Kräfte, die Einfluss auf SRG in Gesell-
schaft und Familie haben, sind mit zu berück-
sichtigen. 
 
Auch wenn Frauen und Mädchen berechtigter-
weise in vielen Programmen im Mittelpunkt ste-
hen, sind Männer und Jungen ebenfalls anzuspre-
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chen. Als Entscheidungsträger in Familien und 
Beziehungen spielen sie eine herausragende Rolle. 
Außerdem trägt ein informiertes und verantwort-
liches Sexualverhalten von Männern und Jungen 
wesentlich zu einer Verbesserung ihrer eigenen 
reproduktiven Gesundheit sowie der ihrer Partne-
rinnen oder Partner bei. Spezielle Informations- 
und Gesundheitsangebote für Männer sind daher 
wichtig.  
 
Kinder und junge Menschen sind eine der wich-
tigsten Zielgruppen, insbesondere auch in ländli-
chen Gebieten. Bei jungen Menschen besteht 
noch die Chance, auf die Ausbildung von Werten 
und Verhaltensweisen einzuwirken oder noch 
nicht gefestigte Verhaltensweisen positiv zu be-
einflussen. Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) geht davon aus, dass 70 Prozent der vor-
zeitigen Todesfälle unter Erwachsenen auf in der 
Jugend erworbene und beibehaltene Verhaltens-
weisen zurückzuführen sind. Akzeptanz und 
Nichtdiskriminierung sind wesentliche Grundla-
gen im Umgang mit dem Themenkomplex SRG. 
Menschen mit unterschiedlicher sexueller Orien-
tierung sind als Zielgruppe entsprechend ihrem 
besonderen Bedarf ebenso einzubeziehen wie 
ethnische Minderheiten und andere (sozial) mar-
ginalisierte Gruppen. Grundsätzlich gilt, dass alle 
Mitglieder der Zielgruppe möglichst gleichbe-
rechtigt an der Förderung teilnehmen können 
oder gleichermaßen begünstigt werden. 
 
 
4.3 Partner 

Zu den Partnern der EZ gehören neben staatli-
chen Behörden und Einrichtungen die Nichtre-
gierungsorganisationen einschließlich der Kirchen 
und anderer religiöser Gemeinschaften, der Pri-
vatsektor und Organisationen der Zivilgesell-
schaft. Maßnahmen zu sexueller und reprodukti-
ver Gesundheit betreffen einen höchst sensiblen 
Themenkomplex, so dass das Vertrauen der Ziel-
gruppen in den EZ-Partner bei der Auswahl 
wichtig ist.  
 
Die Verbindung zu entwicklungsorientierten und 
progressiven Teilen von Staat und Gesellschaft 
sowie ihre Stärkung sind bei der Förderung inter-
national anerkannter SRG-Standards herzustellen. 
Die jeweilige Kooperationsform wird sich auf die 
stark unterschiedlichen finanziellen, organisatori-
schen und fachlichen Leistungsfähigkeiten der 
Partner ausrichten. Da staatliche Träger in der 
Regel die breitesten Strukturen vor Ort haben 

und eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung 
für die Gesundheit der Bevölkerung tragen, geht 
es der EZ darum, die Nutzung dieser Ressourcen 
effizienter zu gestalten und qualitativ zu verbes-
sern. 
 
Zunehmend arbeitet die bilaterale EZ mit nicht-
staatlichen Partnern zusammen, wobei die Förde-
rung über staatliche und nichtstaatliche Träger in 
der Regel Hand in Hand gehen sollte. Wenn der 
Zugang zu Verhütungsmitteln und Gesundheits-
dienstleistungen für die Zielgruppen nicht durch 
staatliche Partner gewährleistet werden kann, 
dann sind je nach Ausgangslage Nichtregierungs-
organisationen, der Privatsektor oder auch Not-
hilfeorganisationen zu beauftragen.  
 
Partnerschaften mit der Privatwirtschaft werden 
angesichts eines wachsenden Bedarfs an medizi-
nischen Verbrauchs- und Ausrüstungsgütern und 
Medikamenten zunehmend wichtig. Zum Beispiel 
kann die Errichtung von Produktionsstätten in 
EL durch mittelfristige öffentliche Absatzgaran-
tien für bestimmte Produkte gefördert werden (u. 
a. Medikamente für die Behandlung von sexuell 
übertragbaren Erkrankungen einschließlich 
AIDS). 
 
 
4.4  Multilaterale Zusammenarbeit  

Außer im Rahmen der bilateralen EZ trägt die 
Bundesrepublik Deutschland in erheblichem Um-
fang zur Förderung von SRG-Programmen bei, 
die von internationalen Organisationen und Initi-
ativen zusammen mit nationalen Regierungen ge-
plant und durchgeführt werden. Das BMZ und 
die deutschen Durchführungsorganisationen ar-
beiten mit diesen Institutionen auf globaler, regi-
onaler und nationaler Ebene eng zusammen.  
 
Der Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen 
(UNFPA) koordiniert die umfangreichen Länder-
programme vor allem im Bereich Bevölkerungs-
politik, Familienplanung, Beschaffung von Kon-
trazeptiva, Sexualaufklärung und Frauenförder-
ung und überwacht die Umsetzung der auf der 
Internationalen Konferenz über Bevölkerung und 
Entwicklung festgelegten Ziele. Die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) ist vor allem wegen ih-
rer Richtlinienkompetenz z. B. zu medizinischen 
Themen und zu Qualitätsstandards im Gesund-
heitsbereich wichtig. UNICEF, das Kinderhilfs-
werk der Vereinten Nationen, wird bei seiner Ar-
beit zur Förderung von Kindern unterstützt. In 
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Zusammenarbeit mit der EU, WHO, UNICEF 
und anderen unterstützt Deutschland ein überre-
gionales Programm zur Verringerung des Mangels 
an unentbehrlichen geburtshilflichen Versor-
gungsangeboten (Unmet Obstetric Need Network). 
 
Im Bereich der HIV/AIDS-Bekämpfung ist in 
erster Linie das multisektorale UNAIDS-Pro-
gramm zu nennen. Ziel von UNAIDS ist es, die 
Koordination auf nationaler und internationaler 
Ebene zu fördern, vermehrt Mittel für die inter-
nationale AIDS-Bekämpfung einzuwerben und 
die technischen Standards der weltweiten AIDS-
Arbeit festzulegen. Beteiligt ist die Bundesrepu-
blik Deutschland auch am Globalen Fonds zur 
Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria 
(GFATM), dem neuen Finanzierungsinstrument 
in der internationalen Zusammenarbeit, das die 
bisherigen Aktivitäten im Kampf um die drei 
Krankheiten auf bi- und multilateraler Ebene un-
terstützt und ergänzt.  
 
Einen wesentlichen Anteil haben die Beiträge der 
deutschen EZ auch an SRG-Aktivitäten der Eu-
ropäischen Union, der International Development 
Agency (IDA), der Weltbank sowie der regionalen 
Entwicklungsbanken. Außerdem wird die Interna-
tional Planned Parenthood Federation (IPPF) geför-
dert, die als wichtigster Dachverband nationaler 
Nichtregierungsorganisationen umfangreiche Pro-
gramme in allen Teilen der Welt unterstützt. 
 
Maßnahmen zur Förderung der sexuellen und re-
produktiven Gesundheit einschließlich der Be-
kämpfung von HIV/AIDS werden von der deut-
schen EZ auch im Rahmen allgemeiner Ent-
wicklungsinitiativen unterstützt, so z. B. im Rah-
men der „Neue Partnerschaft für Afrikas Ent-
wicklung“ (NePAD). Mit Blick auf die wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung der Menschen in 
EL ist SRG auch im Rahmen von Entschul-
dungsverhandlungen zu berücksichtigen. 
 
Die Bundesrepublik Deutschland sieht eine wich-
tige Aufgabe darin, die Politik der genannten Or-
ganisationen und Initiativen mitzugestalten. Ein 
Ziel der deutschen EZ ist es, sich für mehr Mittel 
und ihre effizientere Verwendung einzusetzen. 
Die Vereinbarungen der Internationalen Konfe-
renz über Bevölkerung und Entwicklung 1994 in 
Kairo bilden die Grundlage hierfür. 
 
 

4.5 Instrumente und Durchführung 
der bilateralen EZ 

4.5.1 Klassische Konzepte 

Die Entwicklungszusammenarbeit im Bereich 
SRG profitiert in besonderem Maße von der plu-
ralistischen, dezentralen Struktur der deutschen 
EZ, in der verschiedene staatliche und nichtstaat-
liche Organisationen mit ihren spezifischen Leis-
tungsprofilen, Partnerstrukturen und Instrumen-
ten tätig sind.  
 
Die Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) spielt beim 
Auf- und Ausbau der Infrastruktur eine wichtige 
Rolle, soweit erforderlich bei gleichzeitiger Förde-
rung von Planungs- und Verwaltungskapazitäten. 
Beispiele bewährter Formen der FZ sind Aus-
stattungs- und Beschaffungsprojekte für Mutter-
und-Kind-Versorgung und Familienplanung ein-
schließlich der Beschaffung von Diagnosemate-
rial, Kontrazeptiva und Medikamenten (Beispiel 
Philippinen - siehe Anhang 6). Die einheimischen 
Träger dieser Maßnahmen sind meistens die 
staatlichen Gesundheitsbehörden des Kooperati-
onslandes.  
 
Als besonders erfolgreich hat sich das im Rahmen 
der FZ geförderte Konzept der sozialen Ver-
marktung von Verhütungsmitteln erwiesen (Bei-
spiel Pakistan - siehe Anhang 6). Dabei werden 
moderne Marketingmethoden und Vertriebswege 
des Privatsektors genutzt, um Empfängnisverhü-
tung und HIV/AIDS-Prävention sozial akzepta-
bel zu machen und Produkte zu bezahlbaren, 
meist subventionierten Preisen zur Verfügung zu 
stellen (Soziale Vermarktung/Social Marketing). 
Deutschland ist derzeit der größte Geber bei der 
sozialen Vermarktung von Kontrazeptiva und 
Kondomen in Afrika. Bewährt hat sich inzwi-
schen auch der dem Social Marketing ähnliche An-
satz des Social Franchising zur Erbringung von me-
dizinischen Dienstleistungen.  
 
Auch bei der Finanzierung und fachlichen Be-
gleitung von Sektorprogrammen (SWAps) kommt 
der FZ eine wesentliche Funktion zu. 
 
Die klassischen Instrumente der Technischen 
(TZ) und Personellen (PZ) Zusammenarbeit wer-
den zum Aufbau von Kapazitäten eingesetzt: zur 
Programmentwicklung und -implementierung, 
zur Informationsanalyse und zum Monitoring 
entwicklungsrelevanter Prozesse und zur Regie-
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rungsberatung (Beispiel Kambodscha - siehe An-
hang 6). Dazu gehören u. a. die Aus- und Weiter-
bildung von Gesundheitspersonal und Entschei-
dungsträgern, Beratung bei der Stärkung des Ba-
sisgesundheitswesens sowie die Integration von 
SRG in das Dienstleistungsangebot. Trainings-
maßnahmen spezialisierter Durchführungsorgani-
sationen werden programm- und projektgebun-
den aber auch programmübergreifend in den Ko-
operationsländern, in Drittländern oder in 
Deutschland durchgeführt. 
 
Die deutsche EZ achtet zunehmend stärker auf 
eine möglichst enge Verzahnung der Maßnahmen 
von FZ, TZ und PZ (in unterschiedlichen Kom-
binationen). Den Rahmen für diese Abstimmung 
bieten kohärente Schwerpunktstrategien für die 
Partnerländer.  
 
Die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Trägern 
erstreckt sich vor allem auf die finanzielle Unter-
stützung kirchlicher Vorhaben, insbesondere des 
Gesundheits- und Bildungswesens (Beispiel Kenia 
- siehe Anhang 6) sowie auf Beiträge zu Aktivitä-
ten von Nichtregierungsorganisationen, sowohl 
großer internationaler als auch kleinerer oder 
kleinster lokaler NRO (Beispiele Simbabwe, Bur-
kina Faso - siehe Anhang 6).  
 
 
4.5.2 Neuere Ansätze  

Zu den neueren Ansätzen der SRG zählt die Zu-
sammenarbeit mit dem Privatsektor (Public Private 
Partnership - PPP). Die Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft hat insbesondere im Medika-
menten-, Kontrazeptiva- und Materialbereich an 
Bedeutung gewonnen, aber auch bei der Präven-
tion sexuell übertragbarer Erkrankungen unter 
Mitarbeitern privatwirtschaftlicher Unternehmen.  
 
Bei Sektorinvestitionsprogrammen und pro-
grammorientierter Gemeinschaftsfinanzierung 
(Sector Wide Approach - SWAP) kann der SRG-Be-
reich in besonderem Maße profitieren, wenn die 
Chance seiner adäquaten Berücksichtigung bei 
der Gestaltung des Gesundheits- und Erzie-
hungswesens genutzt und die Maßnahmen von 
Anfang an im Budget nachhaltig verankert wer-
den. 
 
„Output-Based Aid“ ist ein Instrument, das die Ef-
fizienz von SRG steigern kann, indem Hilfsgelder 
gezielt für die entwicklungspolitisch gewünschte 
Leistung und für die erwünschte Zielgruppe ein-

gesetzt werden. Wenn ein gemeinsames Pro-
gramm mit anderen Gebern vereinbart wird, hat 
das Verfahren besondere Vorteile. 
 
Ein zunehmend stärker beachteter Ansatz ist die 
Zusammenarbeit mit mehreren Kooperationslän-
dern in Regionalvorhaben, die grenzüberschrei-
tenden Problemen Rechnung tragen, wie zum 
Beispiel bei der Bekämpfung von Epidemien, 
HIV/AIDS aber auch von Drogen- oder Frauen-
handel. Regionale Ansätze bieten sich auch bei 
Social Marketing-Vorhaben für sprachlich und 
kulturell homogene oder ähnliche Bevölkerungs-
gruppen in benachbarten Ländern an. Die Wirt-
schaftlichkeit der Produktentwicklung und der 
Werbeaktivitäten wird durch Vergrößerung des 
Absatzmarktes erhöht. 
 
 
4.6  Thematische Zuordnung zu 

Schwerpunkten der deutschen EZ 
 
 

4.6.1 Allgemeines 

SRG kann sowohl Teil eines Förderschwerpunk-
tes als auch ein übergreifendes Thema sein. Die 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit hat zehn 
Schwerpunkte definiert, von denen drei in einer 
besonders engen Beziehung zu SRG stehen:  

• Gesundheit,  

• Bildung, 

• Demokratie/Zivilgesellschaft/Gute Regie-
rungsführung. 

Als übergreifendes Thema verdient sie im Rah-
men von Entwicklungsmaßnahmen mit anderen 
Zielsetzungen eine nicht nur punktuelle sondern 
durchgängige Berücksichtigung. 
 
Während derzeit für die Eindämmung der dra-
matischen Entwicklung von HIV-Infektionen 
und AIDS-Erkrankungen international erhebliche 
Mittel eingesetzt werden, können andere Vorha-
ben reproduktiver Gesundheit (z. B. Familienpla-
nungsprogramme) oft nicht mehr im notwendi-
gen Umfang weitergefördert werden. Um die Ge-
fahr zu verringern, SRG zu marginalisieren und 
schon Erreichtes zunichte zu machen, sind in der 
deutschen EZ Maßnahmen zu treffen, die die 
Mittelbereitstellung für SRG transparent machen, 
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um regelmäßig überprüfen zu können, ob ge-
setzte Ziele damit erreichbar bleiben.  
 
 
4.6.2 Schwerpunkt Gesundheit 

Dieser Schwerpunkt schließt SRG und die 
HIV/AIDS-Thematik ein. Ohne kurative Maß-
nahmen auszuschließen, ist auf präventive An-
sätze besonders zu achten, zumal sie sich als wirk-
sam und kostengünstig erwiesen haben. Daran 
haben auch neuere therapeutische Möglichkeiten 
nichts geändert.  
 
Im Rahmen der EZ wird SRG auf der primären 
und auf der sekundären Versorgungsebene des 
Gesundheitswesens gefördert, und zwar sowohl 
im Rahmen integrierter Basisdienstleistungen als 
auch in speziellen, thematisch beschränkten Pro-
grammen. Für eine wirksamere Förderung ist es 
in den meisten Kooperationsländern dringend er-
forderlich, die Leistungsfähigkeit des Gesund-
heitswesens zu verbessern. Werden Gebühren er-
hoben, müssen sie in jedem Fall den Möglichkei-
ten armer Bevölkerungsteile als Zielgruppe der 
EZ angemessen sein. Außer dem öffentlichen 
Sektor sind auch private Anbieter einzubeziehen. 
 
Je nach Ausgangslage bedürfen folgende Bereiche 
der besonderen Unterstützung und Weiterent-
wicklung:  
 
• Gesundheitssystementwicklung einschließlich 

genderspezifischer Aspekte (insbesondere 
Verbreiterung des Angebots),  

 
• Personalverteilung zugunsten der Peripherie 

(insbesondere das weibliche Personal betref-
fend),  

 
• Zugänglichkeit reproduktiver Dienstleistun-

gen für die arme Bevölkerung und für vulne-
rable Gruppen, 

 
• Management im Gesundheitswesen (insbe-

sondere zur Sicherstellung der Kontrazeptiva-
Versorgung und zur rechtzeitigen Überwei-
sung geburtshilflicher Notfälle), 

 
• Aus- und Weiterbildung (insbesondere Perso-

nalqualifikation in Bezug auf SRG); Qualitäts-
sicherung und normative Kontrolle (vor allem 
des kommerziellen Sektors durch die dafür 
vorgesehenen staatlichen Behörden),  

• Zusammenarbeit von staatlichen, kirchlichen 
und sonstigen privaten Anbietern von Ge-
sundheitsdienstleistungen im Sinne der ge-
genseitigen Ergänzung sowie die  

 
• Förderung sektorübergreifender Ansätze.  
 
Eine besondere Herausforderung für die Leis-
tungsfähigkeit des Gesundheitswesens stellen die 
nunmehr im Prinzip mögliche medikamentöse 
Vorbeugung der Mutter-Kind-Übertragung von 
HIV und die antiretrovirale HIV/AIDS-Therapie 
dar. Um diese Möglichkeiten für die Betroffenen 
in den armen Ländern nutzbar zu machen, genügt 
es nicht, nur die erforderlichen Medikamente zur 
Verfügung zu stellen. Vielmehr sind gleichzeitig 
die Gesundheitsdienste zu stärken. Die Kosten 
für diese strukturellen Maßnahmen überschreiten 
die reinen Behandlungs- und Medikamentenkos-
ten um ein Vielfaches.  
 
 
4.6.3 Schwerpunkt Bildung 

Dem EZ-Schwerpunkt Bildung kommt eine 
Schlüsselrolle bei der Förderung integrierter 
SRG-Maßnahmen zu. Unumstritten ist die her-
ausragende Rolle des Bildungsstandes von Mäd-
chen und Frauen hinsichtlich ihrer Gesundheit 
allgemein und SRG im besonderen. Das Ziel von 
Bildung weltweit ist es, in sämtlichen Altersstufen 
den Erwerb von Kenntnissen, Fähigkeiten, Fer-
tigkeiten und Wertvorstellungen zu unterstützen, 
die dem Einzelnen, seiner Familie und der gesell-
schaftlichen Entwicklung nützen. In der Politik-
beratung ist dafür zu sorgen, dass SRG ein 
durchgängiges Thema für den gesamten Bereich 
schulischer, außerschulischer und beruflicher Bil-
dungsmaßnahmen ist. 
 
Sexualaufklärung als eines der wesentlichen Auf-
gabengebiete kann in die Curricula sämtlicher Bil-
dungs- und Ausbildungsgänge aufgenommen 
werden, entsprechend der jeweiligen Altersstufe, 
dem soziokulturellen Kontext und Wissensstand. 
Dies gilt in der nonformalen Bildung und funkti-
onalen Alphabetisierung ebenso wie in Grund- 
und weiterführenden Schulen und Ausbildungsin-
stitutionen. Dazu ist Lehrern in der Fortbildung 
das richtige Wissen zu vermitteln, aber auch das 
Bewusstsein, dass ihnen eine Vorbildfunktion zu-
kommt. 
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Dazu einige Beispiele: Aufklärungsangebote für 
Schüler, Eltern und Lehrer oder thematische Ju-
gendinitiativen an Schulen, Ausbildungsstätten 
und im informellen Sektor. Schulgesundheitsein-
richtungen oder Jugendfreizeitzentren bieten 
SRG-Dienstleistungen (Beratung, medizinische 
Untersuchungen, Verhütungsmittel) speziell für 
Jugendliche an und leisten damit einen wichtigen 
Beitrag zur Überwindung der Zugangsbarrieren.  
 
Die Aus- und Fortbildung von Medizinern und 
Krankenpflegepersonal ist in dieser Hinsicht zu 
aktualisieren. Auch bei zahlreichen anderen Beru-
fen ist das Thema in geeigneter Weise in die Aus-
bildungscurricula einzuschließen (z. B. bei Be-
schäftigten im Tourismusbereich, im Sozialwesen, 
bei Justiz und Polizei). 
 
 
4.6.4 Schwerpunkt Demokratie, 

Zivilgesellschaft und öffentliche 
Verwaltung  

Dieser Schwerpunkt bietet sich in besonderem 
Maße dazu an, SRG themenübergreifend zu be-
rücksichtigen. Er umfasst Handlungsfelder wie 
Rechts- und Justizreformen, Dezentralisierung, 
Kommunalentwicklung und den Aufbau leis-
tungsfähiger Institutionen im öffentlichen Sektor 
(capacity building, Verwaltungsreform) sowie die 
Bekämpfung der Korruption. Ebenso beinhaltet 
er die Förderung von Demokratie, Menschen-
rechten (einschließlich ihrer besonderen Ausprä-
gung in Frauen- und Kinderrechte) und Partizi-
pation der Zivilgesellschaft. Die Zusammenarbeit 
mit reformwilligen und reformfähigen Entwick-
lungsländern und die Unterstützung nationaler 
Entwicklungspolitiken und Armutsbekämpfungs-
strategien (PRSP) sind Hauptarbeitsgebiete. 
 
Sexuelle und reproduktive Gesundheit als Be-
standteil allgemeiner Menschenrechte wird in 
vielen Ländern weder de jure noch de facto ge-
schützt und gehört deshalb in die Politikberatung 
und den Aufbau öffentlicher Institutionen, die 
dem Kriterium der guten Regierungsführung ent-
sprechen. Die Förderung nationaler Rechtsnor-
men in Übereinstimmung mit internationalen 
Abkommen ist daher ein wichtiges Gebiet ebenso 
wie das Überwinden der Kluft zwischen traditio-
nellem und modernem Recht in der angewandten 
Rechtsprechung.  
 

Der Schutz von Frauen und Kindern sowie ande-
rer vulnerabler Gruppen gegen Gewalt, sexuellen 
Missbrauch und Ausbeutung ist praktisch umzu-
setzen, beispielsweise mit geeigneten Anlauf- und 
Auffangstellen (Beispiel Kosovo - siehe Anhang 
6) oder entsprechender Ausbildung von Justiz- 
und Polizeibediensteten. In diesem Sinne ist die 
Beschäftigung von Frauen bei der Polizei, bei 
Vernehmungsbehörden oder in Gefängnissen 
aber auch bei friedenserhaltenden Missionen zu 
fördern.  
 
 
4.6.5 Weitere Schwerpunkte und 

Bereiche 

Die Richtlinien des BMZ zur Schwerpunktbil-
dung lassen bei den Länderprogrammen aus-
drücklich einen Gestaltungsspielraum offen, der 
für die Umsetzung anderer wichtiger Themen ge-
nutzt werden kann, wenn dies entwicklungspoli-
tisch begründet ist. Eine Förderung von SRG 
kann daher im Einzelfall auch außerhalb der drei 
Schwerpunkte stattfinden, vor allem dort, wo ra-
sches Bevölkerungswachstum und die Ausbrei-
tung der HIV/AIDS-Epidemie eine wirksame 
Armutsminderung beeinträchtigen.  
 
Die Umsetzung der Förderung von SRG im 
Rahmen anderer Schwerpunkte bedarf nicht un-
bedingt zusätzlicher Mittel, wenn dies auch in 
hohem Maße wünschenswert wäre. Zum einen 
kommt es darauf an, die Bedeutung von SRG im 
Bezug auf eine Fördermaßnahme im Bewusstsein 
aller Beteiligten, insbesondere der unmittelbar 
Planungsverantwortlichen, zu verankern. Dies 
beginnt bei der genderspezifischen Problemdefi-
nition. Auf dieser Grundlage können dann in 
vielen Fällen Aspekte der Förderung von SRG in 
die normalen Programm- und Projektmaßnahmen 
eingeplant werden. Eine weitere Möglichkeit der 
Umsetzung im Rahmen anderer Schwerpunkte ist 
eine Vereinbarung mit der Partnerregierung, um 
von vornherein einen Anteil des Fördervolumens 
einer bestimmten Maßnahme für SRG zu reser-
vieren (z. B. im Straßenbau). Dabei muss die Um-
setzung nicht unbedingt im Rahmen der gleichen 
Maßnahme stattfinden. 
 
Generell ist es bei unterschiedlichen Förder-
schwerpunkten für die nationalen Partner und die 
Zielgruppen oft überzeugender, wenn anstelle des  
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Verweises auf abstrakte Rechte und Normen die 
Steigerung der Produktivkraft der Menschen, ins-
besondere der Frauen, hervorgehoben wird.  
 
Besonders wichtig sind SRG-Maßnahmen im EZ-
Schwerpunkt Sicherung der Ernährung und 
Landwirtschaft; zum einen deshalb, weil die Sub-
sistenzwirtschaft in armen Ländern überwiegend 
von Frauen betrieben wird, zum anderen auch 
wegen des bereits spürbaren ländlichen Arbeits-
kräftemangels in Regionen, die besonders von der 
HIV/AIDS-Epidemie betroffen sind. Weitere 
Beispiele für SRG-Maßnahmen in anderen För-
derschwerpunkten sind die Stärkung der Famili-
enplanungsdienste in Vorhaben des ländlichen 
Wassermanagements (EZ-Schwerpunkt Wasser, 
Abwasser und Abfallentsorgung), spezielle Be-
rücksichtigung benachteiligter Frauen bei Kleinst-
krediten und Maßnahmen zur Existenzgründung, 
Berücksichtigung des SRG-Bedarfs von Frauen 
bei der Gestaltung der industriellen Arbeitswelt 
(EZ-Schwerpunkt Wirtschaftsreform und Aufbau 
der Marktwirtschaft), die Einführung von sozialer 
Vermarktung von Kondomen in Transportpro-
grammen (EZ-Schwerpunkt Transport und Kom-
munikation) und SRG-spezifische Ausbildung 
von weiblichem Personal bei Friedensmissionen 
(EZ-Schwerpunkt Friedensentwicklung und 
Krisenprävention).  

In Krisensituationen spielt SRG international eine 
wachsende Rolle, vor allem im Kontext von Mig-
ration und der Ausweitung der HIV-Epidemie. 
Dem Flüchtlingshilfswerk UNHCR zufolge ge-
hört sie zu den entscheidenden Grundlagen, um 
Flüchtlingen ihr Recht auf ein Minimum an 
menschlichem Wohl und Würde zu gewährleis-
ten. Daher sind bei Interventionen in Krisensitu-
ationen und danach entsprechende Maßnahmen 
zu berücksichtigen. 
 
In ähnlicher Weise sollte SRG auch Beachtung 
finden bei vom BMZ nicht geförderten Vorhaben 
von Nichtregierungsorganisationen, politischen 
Stiftungen und Kirchen. Dies gilt auch für Maß-
nahmen im Rahmen von Länderpartnerschaften, 
Maßnahmen des BMI, Eigenmaßnahmen der 
Botschaften oder friedenserhaltenden Maßnah-
men des Verteidigungsministeriums. 
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5. Perspektiven in der Länderprogrammierung und Projektarbeit 
 
 
Der Gesamtkomplex SRG ist wegen seiner Be-
deutung für die individuelle und gesellschaftliche 
Entwicklung als integraler Bestandteil der 
Schwerpunkte Gesundheit, Bildung und Demo-
kratieförderung zu behandeln und als übergrei-
fendes Thema in anderen gewählten Länder-
schwerpunkten zu beachten. Da die Schwer-
punktsetzung in der bilateralen EZ ein fortlau-
fender Prozess ist, sind bei der Entwicklung von 
Schwerpunktstrategien Möglichkeiten der Integ-
ration von Themen aus dem Bereich SRG aktiv 
zu nutzen.  
 
Nach derzeitigem Stand (2002) haben in der deut-
schen bilateralen Zusammenarbeit 16 Kooperati-
onsländer einen Gesundheitsschwerpunkt ge-
wählt: Afghanistan, Guinea, Jemen, Kamerun, 
Kenia, Malawi, Ruanda, Tansania, Bangladesch, 
Indien, Indonesien, Kambodscha, Nepal, Pakis-
tan, Philippinen, Vietnam (und zusätzlich China 
für den Bereich HIV/AIDS).  
 
Acht Länder haben sich für einen Schwerpunkt 
im Bereich der Grundbildung entschieden: Af-
ghanistan, Tadschikistan, Jemen, Guinea, Malawi, 
Mosambik, Pakistan und Honduras. In zahlrei-
chen Ländern werden Demokratisierung und ver-
wandte Bereiche gefördert (etwa in 30 Ländern). 
 
Im Rahmen der nationalen Strategieentwicklung 
zur Armutsminderung (PRSP-Entwicklung) ist 
die Förderung von SRG zu berücksichtigen. Um 
dies zu gewährleisten, ist die rechtzeitige und adä-
quate Vertretung von Gesundheits- und Bil-
dungsministerium in der Arbeitsgruppe erforder-
lich, die die Armutsminderungsstrategie des be-
treffenden Landes entwickelt. Nicht zuletzt muss 
die Aufnahme von SRG-Zielen und Indikatoren 
in Armutsminderungsprogramme selbstverständ-
lich sein. 
 
Die Schwerpunktstrategieformulierung in der bi-
lateralen EZ und die nationale PRSP-Entwick-
lung haben unter anderem den Vorteil, dass sie 
durch ihren mittel- bis längerfristigen Zeithori-
zont für die einzelnen Fördermaßnahmen eine 
größere Planungssicherheit bieten. Dies ist im 
Hinblick auf den längerfristigen Unterstützungs-
bedarf besonders wichtig.  

Bei der Projektarbeit hat es sich besonders be-
währt, Ansätze von Pilotcharakter auf lokaler 
Ebene mit Managementförderung auf der Me-
soebene und mit Regierungsberatung des betref-
fenden Ressorts zu verbinden, z. B. bei der Integ-
ration von Familienplanungsdiensten in die jewei-
ligen Gesundheitssysteme. 
 
Häufig hat der Programmansatz im Vergleich 
zum Projektansatz Vorteile, unter anderem im 
Hinblick auf die Kohärenz der gemeinsamen 
Ziele und die Harmonisierung der unterschiedli-
chen Instrumente verschiedener Geber. Die För-
derung gerade von SRG in Form von Projekten 
bietet sich jedoch in vielen Situationen nach wie 
vor an. Hierzu gehören Pilotmaßnahmen mit in-
novativen Ansätzen, Arbeit mit schwer erreichba-
ren Bevölkerungsgruppen oder auch Fördermaß-
nahmen für Bevölkerungsgruppen in nicht funk-
tionsfähigen Staaten sowie grenzüberschreitende 
Ansätze. Sektorvorhaben des BMZ bieten den 
Durchführungsorganisationen darüber hinaus ein 
flexibles Instrument, um neue Entwicklungen (in 
Politik oder Wissenschaft etc.) aufzugreifen. 
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6. Projektbeispiele 
 
 
Die folgenden Projektbeispiele zum Aufga-
benbereich sexuelle und reproduktive Gesund-
heit (SRG) illustrieren verschiedene Instru-
mentarien und spiegeln die Vielfalt deutscher 
EZ-Organisationen und ihrer Fördermöglich-
keiten wider.  
 
Frauengesundheit und Familienplanung 
auf den Philippinen 
Auf den Philippinen trägt die KfW im Auftrag 
des BMZ seit 1997 zu einem von zahlreichen 
Gebern unterstützten Gesundheitsprogramm 
bei (gemeinsam mit der Europäischen Union, 
der Weltbank, der Asian Development Bank 
ADB, und der australischen Entwicklungshilfe 
AusAID). Das Programm soll eine umfassen-
de Verbesserung der Gesundheitsdienste für 
Frauen, Neugeborene und Säuglinge herbei-
führen. Denn philippinische Frauen haben ein 
über 200-fach höheres Risiko als Frauen in 
Industrienationen, an den Folgen einer 
Schwangerschaft zu sterben. Durchschnittlich 
bringt eine philippinische Frau vier Kinder zur 
Welt und das Bevölkerungswachstum liegt bei 
2,3 Prozent im Jahr, so dass die Philippinen ei-
ne der am schnellsten wachsenden Bevölke-
rungen im asiatischen Raum sind. Moderne 
Familienplanung wird von nur einem Viertel 
der Frauen praktiziert, obwohl die meisten da-
rüber informiert sind. Aufgrund häufiger 
Schwangerschaften und einseitiger Ernährung 
leiden viele Frauen unter Mangelerscheinun-
gen. Erkrankungen des Genitaltrakts und 
Brustkrebs sind die am häufigsten auftreten-
den Frauenkrankheiten. 
 
Mit einem Gesamtvolumen von 70 Millionen 
Euro sollen innerhalb von sechs Jahren in 36 
Provinzen umfassende Maßnahmen das An-
gebot an integrierten Gesundheitsdiensten für 
Frauen verbessern. Die Infrastruktur der Fa-
milienplanungs- und Gesundheitseinrichtun-
gen sowie das Logistiksystem werden ausge-
baut. Gesundheitspersonal, Hebammen und 
Laienhelferinnen werden vor allem in Ge-
burtshilfe und Versorgung von Frauen und 
Neugeborenen fortgebildet, die Aufklärungs- 
und Beratungsarbeit verbessert. Im Rahmen 
des Gesamtvorhabens dient der Beitrag der 
FZ in Höhe von über zwölf Millionen Euro 
der Ausstattung mit medizinischer Ausrüstung 

für Gynäkologie und Geburtshilfe, Instru-
menten, Verbrauchsgütern und Medikamenten 
für klinische Familienplanungsmaßnahmen 
und die Behandlung von sexuell übertragbaren 
Krankheiten. 
 
Das Beispiel illustriert unter anderem ein 
umfangreiches internationales Kooperati-
onsvorhaben zur Verbesserung der Ge-
sundheitsdienste als Voraussetzung für 
bessere sexuelle und reproduktive Gesund-
heit.  
 
Soziale Vermarktung von Kontrazeptiva 
in Pakistan 
Seit 1994 unterstützt die KfW im Auftrag des 
BMZ die soziale Vermarktung von Kontra-
zeptiva in Pakistan. Das Konzept der sozialen 
Vermarktung verfolgt das Ziel, die Versorgung 
mit Verhütungsmitteln zu verbessern, indem 
diese breitenwirksam über vorhandene privat-
wirtschaftliche Kanäle vertrieben werden. 
Durch begleitende Aufklärungs- und Infor-
mationskampagnen wird der Gebrauch von 
Verhütungsmitteln sozial akzeptabel gemacht. 
Zielgruppe des Vorhabens ist die städtische 
Bevölkerung der mittleren und unteren Ein-
kommensgruppen, und zwar landesweit für die 
Vermarktung von Kondomen, die breitflächig 
im Kleinhandel (in Kiosken, Lebensmittellä-
den, Drogerien und Apotheken, Frisörgeschäf-
ten, Restaurants und Bars etc.) angeboten wer-
den. Außerdem werden in einigen Städten - 
vorzugsweise in den ärmeren Randbezirken - 
in Praxen von Allgemeinärztinnen intrauterine 
Spiralen, injizierbare und orale Kontrazeptiva 
angeboten. Die Praxisinhaberinnen werden im 
Rahmen des Vorhabens speziell geschult und 
zertifiziert. Sie sind in einem Social-Franchising-
Netzwerk unter dem Markennahmen Green 
Star Clinics zusammengeschlossen und ihre 
Arbeit unterliegt einer fortlaufenden freiwilli-
gen Qualitätskontrolle. Orale Kontrazeptiva 
werden zusätzlich auch über andere niederge-
lassenen Ärzte und Apotheken bereitgestellt. 
Zur Sicherstellung einer angemessenen Bera-
tung der Nutzerinnen werden diese Apotheker 
und Ärzte speziell geschult. Auf Seiten des pa-
kistanischen Partners liegt die Gesamtverant-
wortung beim Ministerium für Bevölkerung 
und Familienwohlfahrt. Dieses hat eine lokale 
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Nichtregierungsorganisation mit der Durch-
führung beauftragt, die im Rahmen des Vor-
habens von einer internationalen Nichtregie-
rungsorganisation in fachlichen Aspekten un-
terstützt wird. Die Zusammenarbeit der ver-
schiedenen Partner verläuft erfolgreich. Inzwi-
schen werden im Rahmen des Green Star-
Netzwerks mehr als 30 Prozent aller Familien-
planungsdienste in Pakistan angeboten. Die 
drei Phasen des Programms (1994 bis 2003) 
werden von deutscher Seite mit insgesamt ca. 
21 Millionen Euro gefördert.  
 
Das Beispiel dieses FZ-Vorhabens illust-
riert die Instrumente des Social Marketing 
und Social Franchising sowie die Beteili-
gung des Privatsektors an der Gesund-
heitsversorgung.  
 
Gesundheitsförderung in Kambodscha 
Kambodscha hat erst Mitte der 1990er Jahre 
ein Programm zur Müttergesundheit einge-
führt. Doch noch immer sind die Gesund-
heitsdienste nicht in der Lage, wirksam zur 
Senkung der sehr hohen Müttersterblichkeit 
(437 pro 100.000 Lebendgeburten), der Ge-
burtenrate von durchschnittlich vier Kindern 
sowie des Bevölkerungswachstums von 2,5 
Prozent pro Jahr beizutragen. Die HIV/ 
AIDS-Rate liegt bei 2,7 Prozent der Bevöl-
kerung im reproduktiven Alter (zwischen 15 
und 49 Jahren). Nach Genozid und langem 
Bürgerkrieg herrscht großer Mangel an qualifi-
ziertem Personal. Junge, geburtenstarke Jahr-
gänge sind heute die große Herausforderung 
für das Land. 
 
Diese Werte geben Anlass, Anstrengungen in 
der Gesundheitsförderung auf den Bereich 
Reproduktive Gesundheit zu konzentrieren, 
um einer schnell kritisch werdenden Entwick-
lung Einhalt zu gebieten. Ein Beispiel für die-
sen Ansatz ist das Cambodian-German Health 
System Development Project, das in Zusammenar-
beit mit Provinzgesundheitsämtern, dem Nati-
onalen Institut für Öffentliches Gesundheits-
wesen und einem Regionalen Ausbildungs-
zentrum, der GTZ und dem Deutschen Ent-
wicklungsdienst (DED) durchgeführt wird. 
Ziel ist es, in zwei Provinzen des Landes unter 
anderem die Qualität der Dienste auf ver-
schiedenen Feldern zu verbessern: im kurativ-
technischen Bereich, im Management, in der 
Gesundheitserziehung und Prävention und im 
Aufbau eines Finanzierungssystems. Eine wei-

tere wichtige Komponente ist die Unterstüt-
zung bei der Aus- und Fortbildung von Ge-
sundheitspersonal. Das Projekt hat Ende 1995 
begonnen und ist auf mindestens zehn Jahre 
geplant. Bis Ende 2003 hat das BMZ ins-
gesamt 7,16 Millionen Euro bereitgestellt. 
 
DED-Fachkräfte sind in die Arbeit der Part-
nerinstitutionen integriert und geben neue Im-
pulse. An einem der drei Projektstandorte in 
der Provinzhauptstadt Kampong Thom wurde 
z. B. die kleine Abteilung für Gesundheitsauf-
klärung und -erziehung im Provinzgesund-
heitsamt bei der Wahrnehmung ihrer lange 
brachliegenden Aufgaben unterstützt. Nach-
dem die Abteilung mit begrenzten Mitteln wie-
der arbeitsfähig gemacht worden war, konnte 
eine erfolgreiche Kampagne für Jugendliche 
und unverheiratete Erwachsene durchgeführt 
werden. Diese Zielgruppen werden im allge-
meinen nur äußerst unzureichend über risiko-
reiches Sexualverhalten und Möglichkeiten 
von HIV-Prävention und Empfängnisverhü-
tung informiert. Dabei wurden mit großem 
Erfolg Schulen, Frauengruppen, Jugendklubs 
etc. sowie andere Abteilungen der Provinzver-
waltung beteiligt. Neben der Informationsar-
beit gibt es greifbare Ergebnisse wie eine 
Schülerzeitung und ein Freizeitzentrum auf ei-
nem alten Boot auch für Jugendliche, die nicht 
zur Schule gehen. Weitere Maßnahmen sind 
für junge Menschen auf dem Land geplant.  
 
Das Beispiel illustriert die Kooperation 
deutscher staatlicher Durchführungsorga-
nisationen der TZ und PZ und die umfas-
sende Verbesserung des Gesundheitswe-
sens als Voraussetzung für die Förderung 
von SRG sowie die Ausrichtung wirksamer 
Maßnahmen auf spezielle Zielgruppen.  
 
Reproduktive Gesundheit in der 
Mongolei 
Im Rahmen des wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Umbauprozesses nach Ende des 
sowjetischen Einflusses sieht sich die Mongo-
lei im Gesundheits- und Sozialsektor großen 
Schwierigkeiten gegenüber. Insbesondere ent-
spricht das ehemals flächendeckende und frei 
zugängliche Gesundheitswesen nicht mehr 
den sich rasch verändernden Gegebenheiten. 
Nach der Rückkehr vieler Viehzüchter zu ei-
ner nomadisierenden Lebensweise sind viele 
mongolische Frauen vom Gesundheitsangebot 
weitgehend abgeschnitten. Dieses ist darüber 
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hinaus überwiegend kurativ ausgerichtet. Diese 
Problemlage spiegelt sich unter anderem in ei-
ner sehr hohen Müttersterblichkeit. Auf die 
sich rasch ausbreitenden sexuell übertragbaren 
Erkrankungen ist das Gesundheitswesen eben-
falls nicht eingerichtet.  
 
Seit 1998 arbeitet die GTZ im Auftrag des 
BMZ mit dem mongolischen Gesundheitsmi-
nisterium mit dem Ziel zusammen, die sexu-
elle und reproduktive Gesundheit im allgemei-
nen und insbesondere von Frauen, Jugendli-
chen und Heranwachsenden in vier ausge-
wählten Provinzen zu verbessern. Die mongo-
lische Regierung wird dabei unterstützt, das 
Gesundheitswesen auf politischer und operati-
ver Ebene umzubauen. Hierzu gehören auch 
die Dezentralisierung des Systems und die 
Weiterbildung des Personals insbesondere im 
Management und im kommunikativen Be-
reich. Auf Gemeindeebene werden Selbsthil-
fegruppen unterstützt und die Mitwirkung der 
Nutzer bei der Umgestaltung wird gefördert. 
Engpässe im Infrastrukturbereich werden be-
hoben und das Dienstleistungsangebot wird 
kontinuierlich verbessert. Ein besonderes Ge-
wicht wird hierbei auf die Familienplanung 
gelegt. Besonders unter jungen Menschen wird 
für einen verantwortlichen Umgang mit Sexu-
alität geworben. Mit seiner Unterstützung auf 
zentraler und auf Dienstleistungsebene leistet 
dieses Projekt einen entscheidenden Beitrag 
zur Verbesserung der reproduktiven Gesund-
heit, insbesondere zur Verringerung des re-
produktiven Risikos. Das Projekt ist auf zehn 
Jahre angelegt und umfasst ein Fördervolumen 
von ca. fünf Millionen Euro.  
 
Das Beispiel illustriert vor allem die Prob-
leme von SRG im Transformationsprozess 
und das flexible Eingehen mit dem In-
strumentarium der TZ.  
 
Integrierte Frauen- und Jugendgesund-
heit in Honduras 
Honduras gehört zu den ärmsten Ländern La-
teinamerikas. Das moderate Wirtschaftswachs-
tum der letzten Dekade wird vom hohen Be-
völkerungswachstum (2,8 Prozent), das weit 
über dem lateinamerikanischen Durchschnitt 
von 1,5 Prozent liegt, übertroffen. Die HIV/ 
AIDS-Prävalenz ist die höchste in Zentralame-
rika. Viele Frauen und Jugendliche sind wegen 
fehlender korrekter Information, schwierigem 
Zugang zu Gesundheitsdiensten und begrenz-

ter Entscheidungsfreiheit großen Gesundheits-
risiken im Zusammenhang mit Sexualität und 
Schwangerschaft ausgesetzt.  
 
Seit 1997 führt die GTZ im Auftrag des BMZ 
ein Projekt zur Förderung der reproduktiven 
Gesundheit von Frauen und Jugendlichen 
durch. Das Vorhaben trägt dazu bei, die Part-
ner in Honduras bei der Operationalisierung 
eines integrierten Ansatzes der sexuellen und 
reproduktiven Gesundheit mit den folgenden 
Hauptelementen wirksam zu unterstützen: Fa-
milienplanung, sichere Schwangerschaft und 
Geburt, Stärkung der Stellung der Frauen, se-
xuelle Gesundheit, Aufklärung von Jugendli-
chen sowie Bekämpfung von HIV/AIDS und 
sexuell übertragbarer Krankheiten. Das Pro-
jekt arbeitet auf nationaler und lokaler Ebene 
in enger Kooperation mit großen internatio-
nalen Organisationen wie WHO/PAHO und 
UNFPA, aber auch mit dem Bildungsministe-
rium und dem nationalen HIV/AIDS Präven-
tionsprojekt. Auf nationaler Ebene beteiligt 
sich das Projekt unter anderem an der Konso-
lidierung des politischen und normativen 
Rahmens für die umfassende Förderung Ju-
gendlicher. Auf der Durchführungsebene sind 
dezentrale staatliche Gesundheitsbehörden, 
Nichtregierungsorganisationen, eine Handels-
kammer und Schulen beteiligt. Einen wichti-
gen Teil der Gesamtstrategie bilden Maßnah-
men, die Veränderungen von Verhaltenswei-
sen fördern. Dazu gehören Weiterbildungsan-
gebote für Grundschul- und Gymnasiallehrer, 
Gesundheitspersonal, Gemeindekomitees und 
Selbsthilfegruppen, insbesondere für Angehö-
rige von Jugendorganisationen. Bei der Sexual-
erziehung für Jugendliche werden in Zusam-
menarbeit mit dem Bildungssektor die Kom-
ponenten Selbstwertgefühl und Gleichberech-
tigung besonders betont. Dazu kommt die 
Organisation und Mobilisation von Basisgrup-
pen auf kommunaler Ebene zur Förderung 
des Selbstbewusstseins und der Partizipation, 
damit diese ihre Bedürfnisse artikulieren und 
aktiv die Ausarbeitung von Problemlösungen 
übernehmen. Die Laufzeit dieses Projekts ist 
auf zehn Jahre angelegt. Das Fördervolumen 
beträgt 6,5 Millionen Euro.  
 
Das Beispiel illustriert die Förderung einer 
bestimmten Zielgruppe - der Jugendlichen 
- innerhalb eines integrierten Frauenge-
sundheitsansatzes und durch eine umfas-
sende Kooperation verschiedener Akteure. 
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Reproduktive Gesundheit für junge 
Menschen in Kamerun, Niger, Ruanda 
und Tschad 
Junge unverheiratete Männer und Frauen ha-
ben ein erhöhtes Risiko, sich mit sexuell über-
tragbaren Erkrankungen anzustecken oder un-
gewollt schwanger zu werden. Eine wesentli-
che Ursache ist der häufig eingeschränkte Zu-
gang gerade dieser Bevölkerungsgruppe zu In-
formationen, Dienstleistungen und Verhü-
tungsmitteln. Übliche Schwächen staatlicher 
und nichtstaatlicher Anbieter von Gesund-
heits- und Beratungsdienstleistungen wie zum 
Beispiel ungünstige Öffnungszeiten, fehlende 
Anonymität oder moralisierende Haltung des 
Personals können gerade diese Gruppe in be-
sonderem Maße betreffen und sie damit von 
vorhandenen Angeboten fernhalten.  
Die Fachgruppe Gesundheit der Deutschen 
Stiftung für Entwicklung (DSE), jetzt Abtei-
lung Gesundheit der InWEnt GmbH, hat 
deswegen seit 1998 in vier afrikanischen Län-
dern Seminare für Programmverantwortliche 
aus Ministerien und Nichtregierungsorganisa-
tionen angeboten. Die Teilnehmer kommen 
vor allem aus den Bereichen Sexualaufklärung, 
Reproduktive Gesundheit und AIDS-Präven-
tion. Die Seminare dienen unter anderem dem 
Erfahrungsaustausch, insbesondere über den 
Umgang mit kulturell, politisch oder religiös 
begründeten Widerständen gegen Aufklärung 
und Verhütung. Sie streben an, die Kompe-
tenz des leitenden Personals im Umgang mit 
den speziellen Belangen junger Menschen zu 
fördern. Hierzu gehören unter anderem auch 
die Sensibilisierung von Lehrern und Eltern 
und die Konzeption eines klientenzentrierten 
Beratungsangebots. Ziel des Projekts ist es, ei-
nen Beitrag dazu zu leisten, dass junge Men-
schen präventive Maßnahmen eigenverant-
wortlich ergreifen. Die aktuelle Projektphase 
wird von 2002 bis 2004 durchgeführt. Die 
Teilnehmer der Planungsworkshops und Trai-
ningskurse (2002) werden darüber hinaus in 
den Folgejahren durch das Projekt nachbe-
treut. Der Austausch unter den Partnerinstitu-
tionen wird durch Seminare und Internetbe-
gleitung gefördert. Unter anderem wird ein 
Trainingshandbuch in Zusammenarbeit mit 
den Teilnehmern erstellt. Das Projekt wird für 
die laufende Phase mit ca. 433.000 Euro aus 
BMZ-Mitteln unterstützt.  
 
Das Beispiel illustriert unter anderem 
Schulungs- und Weiterbildungsmaßnah-

men im Bereich SRG, die durch die Teil-
nehmer selbst mitgestaltet werden und die 
gleichzeitig ein Beitrag zur Süd-Süd-Ko-
operation leisten.  
 
Familienplanung in Burkina Faso 
Eine burkinische Nichtregierungsorganisation 
zur Förderung des Wohlergehens von Fami-
lien, die sich hauptsächlich der Familienpla-
nung widmet, führt ein spezielles Projekt für 
Jugendliche durch. Sie wird dabei von einer 
deutschen Nichtregierungsorganisation unter-
stützt. Die Maßnahmen wenden sich an die 
zwölf- bis 20jährigen Jugendlichen einer länd-
lichen Kleinstadt und haben zum Ziel, die 
Verbreitung von HIV/AIDS und sonstiger se-
xuell übertragbarer Krankheiten zu verringern 
und unerwünschte Schwangerschaften sowie 
illegale Schwangerschaftsabbrüche zu verhin-
dern. Das Projekt betreibt ein Informations- 
und Beratungszentrum für Jugendliche, in 
welchem auch Verhütungsmittel abgegeben 
werden. Außerdem bildet es Mädchen und 
Jungen als „Multiplikatoren für Gleichaltrige“ 
(peer group educators) aus und führt weitere Auf-
klärungsveranstaltungen durch. Das BMZ un-
terstützt diese Aktivitäten mit Zuwendungen 
von 36.000 Euro über drei Jahre.  
 
Das Beispiel illustriert unter anderem die 
Unterstützung kleiner Nichtregierungsor-
ganisationen bei einer Maßnahme, die auf 
eine schwer zu erreichende Zielgruppe 
ausgerichtet ist.  
 
Präventionsprogramm gegen sexuellen 
Missbrauch von Kindern und Jugendli-
chen in Simbabwe 
Die soziale und gesundheitliche Lage von 
Frauen und Mädchen in Simbabwe ist häufig 
besonders schlecht, vor allem in dicht be-
wohnten städtischen Rand- und Elendsgebie-
ten im Einzugsbereich der Hauptstadt. Wirt-
schaftliche Not, Hoffnungslosigkeit und Ag-
gressionsbereitschaft auf der einen Seite, 
Angst und Unwissenheit auf der anderen Seite, 
führen zu Missbrauch und Vergewaltigungen 
von Frauen und Kindern mit schwerwiegen-
den und möglicherweise lange anhaltenden 
körperlichen, seelischen, sozialen und oft auch 
materiellen Folgeschäden. Eine deutsche 
Nichtregierungsorganisation unterstützt über 
ihre Partnerorganisation in Simbabwe die Op-
fer und leistet Aufklärungs- und Präventions-
arbeit. Besonderer Wert wird auf die Be-
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wusstmachung der Folgen von Missbrauch 
und Gewalt für die Opfer gelegt, aber auch auf 
die Persönlichkeitsbildung potentieller Täter 
durch die Verbreitung von Werten wie per-
sönliche Integrität und sexuelle Autonomie. 
Den Opfern wird Betreuung und Hilfe zur 
Wiedereingliederung in Familie, Gesellschaft 
und Schule oder Beruf angeboten. Das BMZ 
unterstützt dieses Projekt mit finanziellen Zu-
wendungen. Im Jahr 2000 waren es ca. 75.000 
DM (ca. 38.000 Euro). 
 
Das Beispiel illustriert unter anderem, wie 
eine begrenzte und zudem sensible The-
matik aus dem Gesamtspektrum SRG über 
eine kleine NRO gefördert werden kann.  
 
Psychosoziale Betreuung kriegstrau-
matisierter Frauen im Kosovo 
In mehreren Ländern des früheren Jugosla-
wiens ist es während Bürgerkriegen zu syste-
matischen und massenhaften Vergewaltigun-
gen von Frauen und Mädchen und zu anderen 
Formen sexueller Gewalt gekommen. Eine 
1991 als Reaktion auf diese Ereignisse gegrün-
dete deutsche NRO bietet über ihre örtlichen 
Partnerorganisationen umfassende Hilfe für 
die betroffenen Frauen in mehreren Ländern 
an. Die Projektmaßnahmen bestehen im we-
sentlichen aus folgenden Komponenten: Be-
trieb einer städtischen frauenärztlichen Praxis 
mit ambulanter Tätigkeit in den umliegenden 
Dörfern, psychosoziale und psychotherapeuti-
sche Betreuung kriegstraumatisierter Frauen, 
Hilfen zur sozialen Wiedereingliederung der 
betroffenen Frauen einschließlich Beschäfti-
gungs- und Verdienstmöglichkeiten sowie 
Rechtsberatung für Betroffene. Es werden 
Partnerstrukturen aufgebaut und die dortigen 
Mitarbeiterinnen weitergebildet. Die Organisa-
tion betreibt außerdem politische Aufklärungs- 
und Lobbyarbeit in den betroffenen Ländern 
und auf internationaler Ebene. Das BMZ un-
terstützt das Projekt im Kosovo im Zeitraum 
2002 bis 2004 mit ca. 895.000 Euro. 
 
Das Beispiel illustriert unter anderem, wie 
SRG in Krisen und Nach-Krisensituatio-
nen durch eine Nichtregierungsorganisa-
tion gefördert werden kann. Außerdem ist 
es ein Beispiel für den Zusammenhang 
von SRG und Frauenrechten und ihre För-
derung durch Rechtsberatung und politi-
sche Lobbyarbeit. 

Familienplanung und Gesundheitsbera-
tung in Kenia 
Die presbyterianische Kirche von Kenia be-
treibt seit vielen Jahren in einer Kleinstadt 
etwa 200 Kilometer von der Hauptstadt ent-
fernt ein 312-Betten-Krankenhaus mit ca. 500 
Beschäftigten. Verwaltungs- und haushalts-
technisch verfügt es über weitgehende Auto-
nomie, ist jedoch insbesondere bei Investitio-
nen und bei Präventionsprogrammen auf Un-
terstützung von außen angewiesen. Das Hos-
pital betreibt seit Jahrzehnten eine präventiv 
orientierte Außenarbeit mit Schwerpunkt Fa-
milienplanung und Mutter-und-Kind-Betreu-
ung. Im Zuge dieser Außenarbeit wurden un-
ter anderem auch ca. 40 gemeindegetragene 
Gesundheitsstationen oder -posten eingerich-
tet und Dorfgesundheitshelfer und Dorfko-
mitees ausgebildet. Insbesondere im Bereich 
der Familienplanung wurden messbare Erfolge 
erzielt, jedoch stellen vor allem die HIV/ 
AIDS-Epidemie und die Verarmung der ge-
samten Region das Projekt immer wieder vor 
neue Aufgaben, was immer wieder die erneute 
Suche nach Freiwilligen, erneuten Schulungen 
und fortlaufender Begleitung erforderlich 
macht. Neben klassischen wurden in den ver-
gangenen Jahren auch schwierigere Themen in 
die Präventionsarbeit integriert, so zum Bei-
spiel Gewalt gegen Frauen, Missbrauch und 
Genitalverstümmelung.  
 
Die Evangelische Zentralstelle für Entwick-
lung (EZE) unterstützt die presbyterianische 
kenianische Kirche seit Jahren in ihrer Ge-
sundheits- und Präventionsarbeit. Für das be-
schriebene ländliche Basisgesundheits- und 
Familienplanungsprojekt gewährt das BMZ 
einen Zuschuss von rund 280.000 Euro für 
zwei Jahre. Längerfristig ist vorgesehen, Zu-
wendungen für die kirchliche Gesundheitsar-
beit im Rahmen einer sektorweiten Unterstüt-
zung des kenianischen Gesundheitswesens zu 
tätigen. 
 
Das Beispiel illustriert unter anderem den 
erheblichen Umfang und die große Be-
deutung sowie auch den Unterstützungs-
bedarf der kirchlichen EZ im Bereich Ge-
sundheit und SRG sowie einen Themen-
wandel dieser Arbeit in Abhängigkeit der 
sich ändernden Probleme.  
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7. Glossar 
 
 
AIDS (Acquired Immuno-Deficiency Syn-
drome): durch HIV-Erreger verursachte Er-
krankung. 
 
AIDS-Prävalenz: Anteil der gemeldeten Fälle 
von an AIDS erkrankten Personen pro 
100.000 Einwohner. 
 
Antiretrovirale Therapie: Behandlung mit 
Medikamenten, die gegen Viren wirksam sind. 
Gemeint ist im Zusammenhang von SRG 
meist die Therapie von HIV-Infektionen. 
Diese ist (derzeit noch) nicht nur teuer, son-
dern auch sehr komplex und aufwändig in der 
Durchführung, was ihre Verwendbarkeit in 
ressourcenarmen Umfeldern erheblich ein-
schränkt. Dagegen findet die medikamentöse 
Verhütung der Übertragung von HIV von 
Mutter auf Kind bei der Geburt (PMTCT) zu-
nehmend Anwendung.  
 
Bevölkerungswachstum: Zu- oder Abnahme 
der Bevölkerung in einem Jahr infolge der 
natürlichen Bevölkerungsveränderung und der 
Netto-Wanderungsbewegung (ausgedrückt als 
Rate in Prozent). 
 
Community Based Distribution (CBD), 
Community Based Services (CBS): Siehe 
Gemeindegetragene Dienste. 
 
Counselling: Ausführliche persönliche Bera-
tung durch speziell ausgebildetes Personal, mit 
der eine informierte Entscheidung angestrebt 
wird. 
 
Doppelter Schutz (Dual Protection): Schutz 
durch Kondome gegen sexuell übertragbare 
Krankheiten und gegen unerwünschte 
Schwangerschaft gleichzeitig. Klientinnen und 
Klienten sollen darauf hingewiesen werden, 
dass bei konsequentem und korrektem 
Gebrauch der Schutz gegen Krankheiten weit-
gehend sicher ist und der Schutz gegen uner-
wünschte Schwangerschaft durch zusätzliche 
Benutzung einer anderen Methode gesteigert 
werden kann.  
 
Empowerment: Dieser Begriff wird im all-
gemeinen nicht ins Deutsche übersetzt. Er 
meint alle Möglichkeiten und Hilfen, die es 

Menschen in einer eher machtlosen Situation 
ermöglichen, Kontrolle über ihr Leben zu ge-
winnen, indem sie eigene Stärken im Aus-
tausch mit anderen erkennen und sich gegen-
seitig ermutigen, ihr eigenes Leben und ihre 
soziale Umwelt zu gestalten (gesellschaftliche 
Teilhabe). 
 
Essentielle Medikamente: Dieser Begriff 
bezeichnet Medikamente, die zur Grundver-
sorgung unabdingbar sind, wie z. B. Antibio-
tika. Eine von der WHO zusammengestellte 
Liste wird in der Regel von den Regierungen 
an den spezifischen Bedarf des Landes ange-
passt. 
 
Fachkundiger Beistand bei Entbindungen 
(skilled attendance at delivery): Unter die-
sem Begriff, versteht man die Betreuung durch 
Fachpersonal von mindestens 18-monatiger 
Ausbildung. Traditionelle Geburtshelferinnen 
(Traditional Birth Attendants - TBA) zählen in 
der Regel nicht hierzu, auch wenn sie ein Trai-
ning erhalten haben und supervisiert werden. 
 
Fertilität: Demographischer Begriff, der zur 
Beschreibung der Bevölkerungsentwicklung 
verwendet wird. Die sogenannte Zusammen-
gefasste Geburtenziffer (Total Fertility Rate - 
TFR, oft als „Fertilitäts- oder Fruchtbarkeits-
rate“ übersetzt) entspricht der zu erwartenden 
Zahl von Kindern im Leben einer Frau.  
 
Frauen im reproduktiven Alter: Definiert als 
Frauen im Alter von 15 bis 49 Jahren. Angabe 
als Anteil in Prozent der Gesamtbevölkerung 
(in den EL in der Regel ca. 25 Prozent). 
 
Geburtenrate: Zahl der Lebendgeborenen 
pro Jahr bezogen auf die Mitjahresbevölke-
rungszahl (Angabe pro Tausend Einwohner). 
 
Gemeindegetragene Dienste (CBD oder 
CBS): Dienstleistungen zur Basisgesundheit 
und SRG, verbunden mit Beratung und Ab-
gabe von Kondomen und bestimmten 
Kontrazeptiva, die von ausgebildeten Laien-
helfern erbracht werden und (zumindest im 
Prinzip) von den Gemeinden getragen werden. 
Diese Dienste sind nicht Teil des staatlichen 
Gesundheitswesens, aber dennoch an staatli-
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che Gesundheitsstrukturen angebunden, um 
die Qualität der Dienstleistungen und die 
Kontinuität in der Betreuung von Klienten zu 
gewährleisten. 
 
Gender: Soziales Geschlecht oder anerzogene 
Geschlechterrolle, gesellschaftlich bestimmte 
Rechte und Pflichten von Frauen und Män-
nern. Geschlechterrollen unterliegen einem 
ständigen Wandel. 
 
Human Immuno-Deficiency Virus (HIV): 
AIDS-Erreger, gehört zur Gruppe der soge-
nannten Retroviren. 
 
Internationale Konferenz über Bevölke-
rung und Entwicklung (ICPD): Die Inter-
nationale Konferenz über Bevölkerung und 
Entwicklung erarbeitete 1994 in Kairo unter 
Federführung der Vereinten Nationen und 
unter Beteiligung von über 160 Nationen und 
über 3.000 Nichtregierungsorganisationen ein 
gemeinsames Aktionsprogramm für die 
nächsten 20 Jahre. Es fand ein Paradigmen-
wechsel statt von einer mehr demographisch 
ausgerichteten Betrachtungsweise zu einer so-
zialwissenschaftlichen. Herausragende The-
men waren die sexuelle und reproduktive 
Selbstbestimmung als ein universales Men-
schenrecht und die Machtgleichstellung von 
Frauen.  
 
Information, Education, Communication 
(IEC): Umfassende Aufklärungsmaßnahmen 
im Bereich der Gesundheitsförderung, Neuere 
Konzepte sind Behaviour Change Communication 
und Behaviour Change Intervention (BCC), die ex-
plizit das Element der gewünschten Verhal-
tensänderung einbeziehen. 
 
Integrierte Dienste: Dienstleistungen zu 
SRG werden im Rahmen anderer gesundheits-
bezogener Dienstleistungen angeboten, zu-
meist im Rahmen der Allgemeinsprechstunde 
in Einrichtungen der Primärversorgung.  
 
KAP-Studie (KAP - Knowledge, Attitude, 
Practice): Sozialwissenschaftliche Befra-
gungsstudie zur Erhebung von Informations-
stand, Einstellungen und Verhalten einer stan-
dardisierten Bevölkerungsstichprobe, in der 
Regel mittels Fragebogen. Ergänzt wird diese 
quantitative Methode oft durch qualitative Er-
hebungsmethoden (sogenannte „Fokusgrup-

pen“ oder Tiefeninterviews in ausgewählten 
Informantengruppen). 
 
Kondom für Frauen: Es besteht aus einer 
starken, weichen, transparenten Polyurethan-
hülle, die vor dem Geschlechtsverkehr in die 
Vagina eingesetzt wird und gegen Schwanger-
schaft und sexuell übertragene Infektionen 
schützt. Es ist stärker als das Latexkondom, 
geruchlos und verursacht keine allergischen 
Reaktionen. Es kann Stunden vor dem Ge-
schlechtsverkehr eingesetzt werden, ist bei der 
Anwendung nicht von der männlichen Erek-
tion abhängig und erfordert nicht die sofortige 
Entfernung nach der Ejakulation.  
 
Kontrazeptive Prävalenzrate (Contracep-
tive Prevalence Rate - CPR): Anteil von 
Paaren (Frauen im gebärfähigen Alter und de-
ren Partner), die irgendeine Methode der 
Empfängnisverhütung anwenden. 
 
Müttersterblichkeit: Zahl der Sterbefälle von 
Frauen aufgrund von Komplikationen bei 
Schwangerschaft, Geburt oder im Wochen-
bett, gerechnet auf 100.000 Lebendgeburten in 
einem bestimmten Jahr. 
 
Neugeborenensterblichkeit: Anzahl von 
Todesfällen von Kindern bis zum Alter von 
einem Monat pro 1.000 Lebendgeborene. 
 
Notfallkontrazeption: Methode zur Vermei-
dung unerwünschter Schwangerschaften nach 
ungeschütztem Geschlechtsverkehr durch 
Verhinderung der Einnistung der möglicher-
weise befruchteten Eizelle in die Gebärmutter-
schleimhaut. („Pille danach“). 
 
Output-based Aid (OBA): Strategie zur 
Verbesserung von Qualität und Kosteneffizi-
enz von Dienstleistungen, hier insbesondere 
Gesundheits- oder Beratungsdienstleistungen. 
Diese werden von Privatsektor oder Nichtre-
gierungsorganisationen am Patienten oder 
Klienten erbracht und auf der Basis erbrachter 
und qualitätsgesicherter Leistungen vom öf-
fentlichen Sektor teilweise oder auch ganz fi-
nanziert. Subventioniert wird also die Abgabe 
von Leistung und nicht mehr das Vorhalten 
von Infrastruktur.  
 
Peer Education: Information relativ homo-
gener Adressatengruppen durch hierfür be 
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sonders vorbereitete Personen, die zur glei-
chen Gruppe gehören oder dieser zumindest 
nach wichtigen Kriterien (z. B. Alter, Vorbil-
dung) nahe stehen. Der Ansatz zielt auf Stei-
gerung der Akzeptanz von Botschaften durch 
Vermeidung von Hierarchie- oder soziokultu-
rellem Gefälle zwischen Beratern und Ratsu-
chenden, eingesetzt z. B. unter jungen Men-
schen oder Prostituierten. 
 
Primär-/Sekundärebene der Gesundheits-
versorgung: Primäre Versorgungsebene: im 
Entwicklungsland ein Gesundheitsposten, Ge-
sundheitszentrum; in Deutschland: der „Haus-
arzt“; Sekundäre Versorgungsebene: ein Dist-
riktkrankenhaus, in Deutschland: ein Facharzt, 
ein Städtisches oder Kreiskrankenhaus; Dritte 
Versorgungsebene, Tertiärkrankenhaus: eine 
Universitätsklinik, die alle Fachabteilungen 
umfasst, oder eine Spezialklinik. 
 
Public Private Partnership (PPP): Ent-
wicklungszusammenarbeit mit der Privatwirt-
schaft. Hier kann sowohl die Privatwirtschaft 
allgemein als auch die deutsche Wirtschaft im 
speziellen gemeint sein. Das BMZ hat hierzu 
eine spezielle Förder-“Fazilität“ eingerichtet. 
- 
Risiko: Statistischer Begriff, der in der SRG 
die Wahrscheinlichkeit angibt, mit der ein be-
stimmtes Merkmal, z. B. Blutarmut bei 
Schwangeren oder Alter der Schwangeren un-
ter 18 Jahre, mit Komplikationen der Schwan-
gerschaft oder Geburt einhergeht. Blutarmut 
oder junges Alter der Schwangeren sind Risi-
kofaktoren in diesem Sinne. Die Schwange-
renvorsorge umfasst ein gezieltes Risiko-Scree-
ning.  
 
Safe Motherhood (Sichere Mutterschaft): 
Von der WHO initiierte, von zahlreichen Ak-
teuren stark geförderte Initiative, die Gefahren 
von Schwangerschaft und Geburt für die 
Frauen in den EL zu vermindern. Hierzu ge-
hören insbesondere Erkennung von Risiken in 
der Schwangerschaft, zügige Überweisungen 
wo erforderlich und professionelle Betreuung 
von Gebärenden.  
 
Säuglingssterblichkeit: Anzahl von Todes-
fällen von Kindern bis zu einem Jahr pro 
1.000 Lebendgeborene in einem bestimmten 
Jahr. 
 

Sexuelle und reproduktive Rechte: Sie be-
ruhen auf universalen Menschenrechten wie 
dem Recht auf körperliche Unversehrtheit und 
Gewaltfreiheit, dem Recht, über Heirat und 
Familiengründung frei zu bestimmen, ein-
schließlich des Rechts zu entscheiden, ob und 
wann man Kinder haben möchte. Sie sind ab-
geleitet aus international anerkannten Men-
schenrechtsdokumenten wie der Wiener Men-
schenrechtskonvention, der Konvention der 
Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder 
Form der Diskriminierung der Frau 
(CEDAW), der Konvention über ökonomi-
sche, soziale und kulturelle Rechte, der Kon-
vention über zivile und politische Rechte so-
wie der Kinderrechtskonvention.  
 
Sexuell übertragbare Erkrankungen (STD) 
oder auch Infektionen (STI): Durch Ge-
schlechtsverkehr übertragbare Erkrankungen. 
Hierzu zählen sowohl Erkrankungen, die vor-
nehmlich die Geschlechtsorgane betreffen, wie 
zum Beispiel Gonorrhoe als auch Allgemeinin-
fektionen wie HIV/AIDS oder bestimmte 
Formen von Hepatitis. 
 
Social Franchising: Ähnlich der sozialen 
Vermarktung, angelehnt an die Vertriebsform 
im Einzelhandel, bei der ein Unternehmen 
sein Produkt durch einen Einzelhändler in Li-
zenz verkaufen lässt. Im Rahmen von SRG 
bieten private Arztpraxen und Kliniken Ver-
hütungsmethoden und SRG-Dienstleistungen 
an, die einer Preis- und Qualitätskontrolle sei-
tens der Franchising-Organisation unterliegen 
und oft mit einem gemeinsamen Logo oder 
Firmennamen zertifiziert werden (z. B. Green 
Star Clinics in Pakistan). Fortbildungsmaßnah-
men und eine Grundausstattung werden in der 
Regel finanziert. 
 
Soziale Vermarktung / Social Marketing: 
Vermarktung von sozial nützlichen Produkten 
über marktübliche Handelsstrukturen (Privat-
sektor) zu in der Regel subventionierten Prei-
sen unter Verwendung kommerzieller Marke-
ting-Methoden. Dazu gehört es auch, über In-
formationskampagnen z. B. Verhütungsmittel 
sozial akzeptabel zu machen. Dieser Ansatz 
wird unterstützt, um eine Nachfrage zu befrie-
digen, die weder von öffentlichen Einrichtun-
gen noch vom kommerziellen Sektor selber 
gedeckt werden wird. Im Kontext von SRG  
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werden derzeit zumeist Kondome und be-
stimmte Kontrazeptiva sozial vermarktet. Das 
Konzept könnte eine wesentlich breitere An-
wendung finden. 
 
Sterblichkeit von Kleinkindern (under five 
mortality rate): Die jährliche Zahl von Ster-
befällen bei Kindern bis zur Vollendung des 5. 
Lebensjahres pro 1.000 Lebendgeburten im 
Durchschnitt der letzten fünf Jahre. 
 
SWAP - Sector Wide Approach Program-
me: Unter den wesentlichen Akteuren und 
Gebern gemeinsam abgestimmte Sektorpro-
grammplanung und Umsetzung der Maßnah-
men im Sektor. Dies kann in Verbindung mit 
oder ohne Anwendung des Instruments der 
Gemeinschaftsfinanzierung (Korb- und Bud-
getfinanzierung) stattfinden. 

Vulnerable Gruppen: Hierzu werden vor al-
lem Mütter und Kleinkinder aber auch Mäd-
chen gezählt, Gruppen, die als besonders 
leicht „verletzlich“ gelten. 
 
Weibliche Genitalverstümmelung (Female 
Genital Mutilation - FGM): Sammelbegriff 
für verschiedene traditionelle Praktiken, die 
mit Beschneidung der weiblichen Genitalien 
verbunden sind. Es werden vier Formen ver-
schiedener Art und verschiedenen Schwere-
grades unterschieden. FGM ist eine schwere 
Menschenrechtsverletzung und mit teilweise 
sehr gravierenden gesundheitlichen und seeli-
schen Gefahren belastet. FGM ist in mindes-
tens 28 Ländern verbreitet und betrifft welt-
weit ungefähr 130 Millionen Frauen und Mäd-
chen. 
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8.  Hinweise zu weiteren Informationen 
 
 
Schriftliche Quellen 
 
Statistische und epidemiologische Anga-
ben im Text sind überwiegend dem Welt-
bevölkerungsbericht 2001 entnommen.  
 
BMZ aktuell, Förderung der Grundbildung in 
Entwicklungsländern, Sektorkonzept, Februar 
2000. 
 
BMZ aktuell, Strategiepapier Jugendförderung 
und Überwindung von Kinderarbeit, Oktober 
1997. 
 
BMZ Konzepte, Ländliche Entwicklung, Ein 
Referenzrahmen, November 2001. 
 
BMZ, BMZ aktuell 047, Sektorkonzept Ge-
sundheit, August 1999. 
 
BMZ, BMZ aktuell 095, Umsetzung des Akti-
onsprogramms der Weltbevölkerungskonfe-
renz von Kairo 1994, Januar 1999. 
 
BMZ, BMZ Konzepte 111, Konzept zur För-
derung der gleichberechtigten Beteiligung von 
Frauen und Männern am Entwicklungspro-
zess, 2. Überarbeitete Fassung Bonn, Mai 
2001.  
 
BMZ, BMZ Spezial 044, Good Governance in 
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, 
Ein Positionspapier, 2002. 
 
BMZ, BMZ Spezial 049, Population Policy in 
the Islamic Countries, 2002. 
 
BMZ/GTZ: Förderung von Initiativen zur 
Überwindung der weiblichen Genitalver-
stümmelung, ohne Datum. 
 
BMZ: Bekämpfung der HIV/AIDS-Epidemie 
und ihrer Auswirkungen in den Ländern der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit, Po-
sitionspapier, in Vorbereitung. 
 
BMZ-Materialien Nr. 106, Armutsbekämp-
fung, eine globale Aufgabe, Aktionsprogramm 
2015, Der Beitrag der Bundesregierung zur 
weltweiten Halbierung extremer Armut, April 
2001. 

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung, Weltbe-
völkerungsbericht 2000, Frauen und Männer, 
getrennte Welten?  
 
DSW: Weltbevölkerungsbericht 2001 Bevölke-
rung und Umwelt. 
 
DSW: Weltbevölkerungsbericht 2002 Men-
schen, Chancen und Entwicklung. 
 
Deutsche Stiftung Weltbevölkerung/IPPF-
European Network, Deutsches Kairo-Enga-
gement im Visier, Shadow Peer Review des 
deutschen Engagements im Bereich der Sexu-
ellen und Reproduktiven Gesundheit, Hanno-
ver, November 2001. 
 
Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, 
Drucksache 14/9200 vom 12.6. 2002, 
Schlussbericht der Enquete-Kommission Glo-
balisierung der Weltwirtschaft, Herausforde-
rungen und Antworten, Kapitel 9, Die Ent-
wicklung der Weltbevölkerung im Zeitalter der 
Globalisierung. 
 
GTZ, Gewalt gegen Frauen und Mädchen be-
enden, Eschborn, 2002. 
 
GTZ, Leitlinien Reproduktive Gesundheit, 
3/2001. 
 
Internationale Konferenz über Bevölkerung 
und Entwicklung, Aktionsprogramm, deutsche 
Übersetzung. 
 
IPPF, Charter on Sexual and Reproductive 
Rights, London 1995. 
 
IPPF, Statement on Dual Protection against 
Unwanted Pregnancy and Sexually Transmit-
ted Infection, including HIV,  
www.ippf.org/medical/imap/statements/eng
/2000_05a.htm. 
 
IPPF, UN Special Session on Children 2002, 
Fact Sheet Series, Basic Information, Key Ac-
tions, International Commitments - The Hu-
man Rights of Children and their Sexual and 
Reproductive Health. 
 

http://www.ippf.org/medical/imap/statements/eng/2000_05a.htm
http://www.ippf.org/medical/imap/statements/eng/2000_05a.htm
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Kommission der Europäischen Gemein-
schaften, Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Unterstützung von Strategien und Aktio-
nen im Bereich der reproduktiven und sexuel-
len Gesundheit und der damit verbundenen 
Rechte in den Entwicklungsändern, 7.3.2002. 
 
KfW, Aufklärung als Chance, Social Marketing 
als Weg, Frankfurt, Dezember 2000.  
 
KfW, Social Marketing in der Finanziellen Zu-
sammenarbeit. Arbeitshilfen, Materialien, Dis-
kussionsbeiträge Nr. 29, Juni 2001. 
 
KfW, Donors and NGO Workshop on Social 
Marketing in Developing Countries, May 
2003. 
 
Kommission der Europäischen Gemein-
schaften, Verordnung Nr. 1484/97 des Rates 
über die Bevölkerungspolitiken und -pro-
gramme in den Entwicklungsländern, Amts-
blatt vom 30.7.1997. 
 
Lehmann, L., Bartels, G. und Biere J.: Ver-
marktungsstrategien für Verhütungsmittel im 
Rahmen von Familienplanungsprogrammen, 
Forschungsberichte des BMZ, Band 121, 
Weltforum-Verlag, 1997. 
 
Mann, Jonathan and Tarantola, D.J.M. edts., 
AIDS in the World II, Global Dimensions, 
Social Roots, and Responses, Oxford Univer-
sity Press, New York Oxford, 1996. 
OECD, Die DAC-Leitlinien Armutsbekämp-
fung, 2001. 
 
OECD/WHO, Poverty and Health, DAC 
Guidelines and Reference Series, Paris, 2003. 
The Safe Motherhood Inter-Agency Group: 
Skilled Attendance during Childbirth, Critical 
Issues, Family Care International, New York, 
Nov. 2000.  
 
UNFPA/FNUAP, A Five-Year Review of 
Progress towards the Implementation of the 
Programme of Action of the International 
Conference on Population and Development, 
A background paper prepared by UNFPA for 
the Hague Forum, February 1999. 
 
United Nations Development Fund for Wo-
men: With an End in Sight, Strategies from the 

UNIFEM Trust Fund to Eliminate Violence 
Against Women, New York. 
 
United Nations High Commissioner for Hu-
man Rights, HIV/AIDS and Human Rights, 
International Guidelines, Geneva 1998. 
 
United Nations Population Fund UNFPA, 
Weltbevölkerungsbericht 2001, Bevölkerung 
und Umwelt. 
 
WHO, Regional Office for Europe, WHO 
Regional Strategy on Sexual and Reproductive 
Health, Copenhagen, 11/2001. 
 
WHO, Special Programme of Research, De-
velopment and Research Training in Human 
Reproduction: Priorities in Sexual and Repro-
ductive Health for WHO for 2004 - 2009, 
First Draft, May 2002. 
 
WHO, World Report on Violence and Health, 
Geneva 2002. 
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Websites 
 
Advocates for Youth www.advocatesforyouth.org 
BMG - Bundesministerium für Gesundheit www.bmgesundheit.de 
BMZ - Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 

www.bmz.de 

BZgA - Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung www.bzga.de 
Center for Reproductive Law and Policy (CLRP) www.crlp.org 
Demographic and Health Surveys www.measuredhs.com 
DSW - Deutsche Stiftung Weltbevölkerung www.dsw-online.de 
ECPAT International Network - End Child Prostitution, 
Child Pornography and Trafficking Children for Sexual 
Purposes 

www.ecpat.net 

GTZ - Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit www.gtz.de 
www.gtz.de/srh 
www.gtz.de/aids 
www.gtz.de/fgm 

Human Development Report www.undp.org/hdr 
International Initiative on RH Supplies (DSW) www.nostockouts.org 
International Youthnet / FHI - Family Health International www.fhi.org/youthnet 
InWEnt - Internationale Weiterbildung und Entwicklung 
Früher: DSE - Deutsche Stiftung für Internationale 
Entwicklung 
Fachgruppe Gesundheit 

www.inwent.org 
www.dse.de 
 
www.dse.de/zg 

IPPF - International Planned Parenthood Federation www.ippf.org 
Johns Hopkins Center for Communication Programs www.jhuccp.org 
KfW - Kreditanstalt für Wiederaufbau www.kfw.de 
Pathfinder International www.pathfind.org/ 
POPIN - United Nations Population Information Network www.undp.org/popin/popin.htm 
Population Council www.popcouncil.org 
Population Reference Bureau www.popnet.org 
Profamilia Bundesverband www.profamilia.de 
PSI - Population Services International www.psi.org 
Reproductive Health Gateway www.rhgateway.org/ 
Reproductive Health Outlook www.rho.org/ 
SHARED - Scientists for Health and Research for 
Development 

www.shared.de 

Terre des Femmes (TdF) www.terre-des-femmes.de 
The Futures Group International www.futuresgroup.com 
The Lancet (medizinische Fachzeitschrift) www.thelancet.com/journal 
UNAIDS  www.unaids.org 
UNFPA - United Nations Fund for Population Activities / 
Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen 

www.unfpa.org 

UNICEF - United Nations International Children’s Funds www.unicef.org 
UNIFEM - United Nations Development Fund for 
Women 

www.unifem.undp.org 

WHO - World Health Organization www.who.int 
www.who.int/reproductive-health 
www.int/child-adolescent-health 
www.who.dk/eprise/main/WHO/Pr
ogs/RHP/Home 

World Bank 
- AIDS Economics Network (AEN) 

www.worldbank.org 
www.worldbank.org/aids-econ 

http://www.bmz.de/
http://www.bzga.de/
http://www.crlp.org/
http://www.measuredhs.com/
http://www.dsw-online.de/
http://www.ecpat.net/
http://www.gtz.de/
http://www.gtz.de/srh
http://www.gtz.de/aids
http://www.undp.org/hdr
http://www.nostockouts.org/
http://www.fhi.org/youthnet
http://www.dse.de/
http://www.dse.de/zg
http://www.ippf.org/
http://www.jhuccp.org/
http://www.kfw.de/
http://www.popcouncil.org/
http://www.popnet.org/
http://www.profamilia.de/
http://www.psi.org/
http://www.shared.de/
http://www.unaids.org/
http://www.unfpa.org/
http://www.unicef.org/
http://www.unifem.undp.org/
http://www.who.int/
http://www.int/child-adolescent-health
http://www.worldbank.org/
http://www.worldbank.org/
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9. DSW-Datenreport 2003 
 
 
Mit jedem Jahr treten die Unterschiede in der 
Bevölkerungsentwicklung zwischen den In-
dustrieländern und den Entwicklungsländern 
deutlicher hervor. Wie der diesjährige DSW-
Datenreport zeigt, liegt die Gesamtfruchtbar-
keitsrate - also die durchschnittliche Zahl der 
Kinder pro Frau - in den Industrieländern bei 
lediglich 1,5. In den Entwicklungsländern hin-
gegen bringen Frauen im Durchschnitt 3,1 
Kinder zur Welt. Ohne China sind es sogar 3,5 
Kinder pro Frau. Diese divergenten Trends 
verfestigen die zunehmend unterschiedliche 
Entwicklung der Bevölkerungszahlen in den 
Industrieländern und den Entwicklungslän-
dern. 
 
Regionale Unterschiede verstärken 
sich  
Der Rückgang der Fertilität in Europa ist kein 
neues Phänomen. Die Kinderzahlen pro Frau 
sind hier schon seit Jahren sehr niedrig. Die 
europäische Bevölkerung altert. Der Mangel 
an jungen Menschen ist mit die Hauptursache 
für den künftigen Bevölkerungsrückgang in 
Europa. Bislang waren die USA das einzige 
Industrieland, in dem die Kinderzahlen pro 
Frau auf dem sogenannten Ersatzniveau der 
Fruchtbarkeit von durchschnittlich etwa 2,1 
Kindern pro Frau lagen. Eine Revision der 
Gesamtfruchtbarkeitsrate in den USA hat je-
doch ergeben, dass die durchschnittliche Kin-
derzahl pro Frau von 2.056 im Jahre 2000 auf 
2.034 im Jahre 2001 gesunken ist. 
 
Wachstum hier - Rückgang dort 
Zentralafrika wird in den kommenden 50 Jah-
ren das größte Bevölkerungswachstum ver-
zeichnen. Die Bevölkerung wird sich fast ver-
dreifachen - von 104 Millionen in 2003 auf 
305 Millionen Menschen im Jahre 2050. An 
zweiter Stelle folgt Westafrika: Bis zur Mitte 
des Jahrhunderts wird die Bevölkerungsgröße 
Westafrikas um 142 Prozent zunehmen. Die 
Bevölkerungszahl im südlichen Afrika, das be-
sonders von der Aids-Epidemie betroffen ist, 
wird hingegen bis 2050 um voraussichtlich 22 
Prozent sinken. Ein dramatischer Rückgang, 
den Experten auch in der jüngsten Vergan-
genheit nicht vorausgesehen haben. In der Re-
gion Lateinamerika und Karibik wird in Zen-
tralamerika die Bevölkerungszahl voraussicht-

lich um 60 Prozent steigen. Die Bevölkerung 
der Karibik wird um 36 Prozent zunehmen, 
die Bevölkerung Südamerikas um 42 Prozent. 
In Asien wird sich die Bevölkerung Westasiens 
bis 2050 mehr als verdoppeln. In Ostasien 
hingegen, wo derzeit 1,5 Milliarden Menschen 
leben, wird die Zahl der Einwohner um ledig-
lich fünf Prozent steigen. Grund dafür ist im 
wesentlichen die niedrige Fertilität in China. In 
Europa wird die Bevölkerungszahl Nordeuro-
pas leicht zunehmen (um etwa sechs Prozent). 
Der Rest des Kontinents wird einen Bevölke-
rungsrückgang erleben. 
 
Global langsamer - regional schneller 
(Carl Haub, wissenschaftlicher Direktor des 
Population Reference Bureau (PRB), Washington) 
 
Wer sich heute mit dem Thema Bevölke-
rungswachstum beschäftigt, sollte die Ent-
wicklung der Bevölkerung in den einzelnen 
Regionen in den Mittelpunkt der Betrachtung 
stellen. Global gesehen hat sich das Wachstum 
der Weltbevölkerung in jüngster Zeit verlang-
samt. Über die nächsten 50 Jahre wird sich die 
Bevölkerungszahl in den Industrieländern 
kaum ändern. Ein Blick auf die Entwicklung 
der Bevölkerung in allen anderen Regionen 
zeigt jedoch, dass die Dynamik des Wachs-
tums ungebrochen ist. Allein die Bevölkerung 
der ärmsten Länder der Welt wird bis 2050 um 
eine Milliarde Menschen zunehmen. Am 
höchsten wird das Bevölkerungswachstum in 
den 49 Ländern sein, die die Vereinten Natio-
nen zu den ärmsten Ländern der Welt zählen. 
In diesen so genannten least developed countries 
(LDC) wird sich die Bevölkerung bis zum Jahr 
2050 sogar mehr als verdoppeln - von 668 
Millionen auf 1,7 Milliarden Menschen - ob-
wohl die UN davon ausgehen, dass sich auch 
dort die Kinderzahlen pro Frau bis 2050 hal-
bieren könnten. 
 
Mit 5,3 Kindern pro Frau ist die durchschnit-
tliche Kinderzahl in den 49 ärmsten Ländern 
der Welt nach wie vor hoch und nur wenige 
Paare benutzen Verhütungsmittel. In 18 dieser 
Länder liegt die Fertilität sogar bei über sechs 
Kindern pro Frau. Die durchschnittliche Le-
benserwartung zählt mit nur 49 Jahren zu den 
niedrigsten auf der Welt. Ein schnelles Bevöl-
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kerungswachstum führt gerade in den ärmsten 
Ländern zur Überlastung der Gesundheits- 
und Bildungssysteme und behindert damit 
auch die wirtschaftliche Entwicklung. Armuts-
bekämpfung kann daher auch hier nur erfolg-
reich sein, wenn sich das Bevölkerungs-
wachstum verlangsamt. 
 
Dadurch, dass immer mehr Paare Familien-
planung betreiben, hat sich das Bevölkerungs-
wachstum auch in vielen Entwicklungsländern 
verlangsamt. Die Bevölkerungszahl in den 
meisten Entwicklungsländern wächst jedoch 
weiterhin mit Wachstumsraten, die weit höher 
sind, als sie je in den Industrieländern zu beo-
bachten waren. Die Regierungen dieser Länder 
sehen sich oft nicht in der Lage, Familienpla-
nungsangebote und eine entsprechende Ge-
sundheitsversorgung zu finanzieren. Die Ver-
sorgung mit Verhütungsmitteln ist meist nicht 
gesichert. Externe Faktoren wie Korruption, 
Bürgerkriege, instabile Regierungen machen 
zudem zuweilen selbst die besten Absichten 
zunichte. 
 
Bevölkerungsprojektionen, wie sie auch in die-
sem DSW-Datenreport erscheinen, basieren 
auf bestimmten Annahmen. So wird vorausge-
setzt, dass in den Entwicklungsländern die 
Kinderzahlen pro Frau überall gleichmäßig 
sinken werden. Diese Annahme könnte sich 
aber als problematisch erweisen. Denn der 
Rückgang der Fertilität zeigt keine verlässli-
chen Muster. In einem Land kann ein Rück-
gang der Kinderzahlen einsetzen, dann aber 
wieder zum Stillstand kommen oder sich ver-
zögern (Bangladesch). In anderen Ländern 
zeichnet sich überhaupt kein klar erkennbarer 
Fertilitätsrückgang ab (Uganda), oder aber das 
Sinken der Kinderzahlen pro Frau schreitet 
sehr langsam und nur zäh voran (Pakistan). 
Daher bleibt es nach wie vor offen, wie sich 
die Bevölkerungszahlen in vielen Entwick-
lungsländern in Zukunft entwickeln werden. 
 
Asien 
Keine Weltregion wird einen größeren Anteil 
am Wachstum der Weltbevölkerung haben als 
Asien. Die mit 3,8 Milliarden Menschen be-
völkerungsreichste Region der Welt wird bis 
zur Mitte des Jahrhunderts um weitere 1,5 
Milliarden Menschen wachsen. Dabei wird 
China - heute noch das Land mit der weltweit 
größten Bevölkerungszahl - voraussichtlich 
nur sehr langsam von 1,28 auf 1,39 Milliarden 

Menschen im Jahr 2050 anwachsen. Indien 
wird nicht nur in Asien sondern auch weltweit 
das höchste Bevölkerungswachstum haben. 
600 Millionen Inder - etwa doppelt so viele 
Menschen wie derzeit in den USA leben - 
werden hinzukommen. In vielen asiatischen 
Ländern wird sich die Bevölkerungszahl bis 
2050 voraussichtlich verdoppeln oder gar ver-
dreifachen. 
 
Afrika 
Bis zur Mitte des Jahrhunderts wird Afrika al-
ler Wahrscheinlichkeit nach eine Milliarde 
Menschen hinzugewinnen - trotz der verhee-
renden Auswirkungen von Aids in einigen af-
rikanischen Ländern. Heute leben 861 Millio-
nen Menschen auf dem schwarzen Kontinent. 
Ein Vergleich mit Asien führt das Ausmaß 
dieser Bevölkerungszunahme vor Augen. 
Während die Bevölkerung Afrikas um eine 
Milliarde Menschen wächst, wird es im Jahre 
2050 etwa 1,5 Milliarden mehr Asiaten geben. 
Allerdings entspricht die derzeitige afrikani-
sche Bevölkerung nur 23 Prozent der Bevölke-
rung Asiens. 
Keine andere Region wird eine größere Bevöl-
kerungszunahme erleben als Afrika südlich der 
Sahara. Die Bevölkerung wird sich bis 2050 
mehr als verdoppeln. Die Vorhersagen über 
die zukünftige Bevölkerungsentwicklung in 
Afrika werden jedoch auch in Zukunft immer 
wieder einer Revision unterzogen werden 
müssen. In vielen afrikanischen Ländern sind 
die Kinderzahlen pro Frau nach wie vor hoch, 
ihre Bevölkerung ist sehr jung. Beide Faktoren 
bewirken ein anhaltendes Bevölkerungs-
wachstum für die Zukunft. Bei einer durch-
schnittlichen Kinderzahl von rund fünf Kin-
dern pro Frau und einem 40- bis 45-prozenti-
gen Anteil junger Menschen unter 15 Jahren 
an der Bevölkerung müsste das Angebot an 
Familienplanung erheblich ausgeweitet wer-
den, um die derzeitigen Projektionen Wirk-
lichkeit werden zu lassen. 
 
Lateinamerika und die Karibik 
Die derzeitige Fertilität in Lateinamerika und 
der Karibik und damit auch das Bevölke-
rungswachstum sind mit den Trends in Asien 
vergleichbar. Zentralamerika weist das größte 
Bevölkerungswachstum und mit einer durch-
schnittlichen Kinderzahl von drei Kindern pro 
Frau auch die höchste Fertilität auf. Insgesamt 
wird die Bevölkerung in dieser Region bis 
2050 um 248 Millionen Menschen wachsen. 
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Allein Zentralamerika wird 90 Millionen Ein-
wohner hinzugewinnen, ausgehend von einer 
Bevölkerung von derzeit 144 Millionen Men-
schen. Unklar bleibt, ob Lateinamerika das für 
eine Stabilisierung der Bevölkerung erforderli-
che Ersatzniveau der Fruchtbarkeit von 2,1 
Kindern pro Frau erreichen wird. Der Rück-
gang der Kinderzahlen pro Frau hat sich in der 
Vergangenheit erheblich verlangsamt oder ist 
gar zum Stillstand gekommen, wenn die Kin-
derzahlen bereits unter drei Kinder pro Frau 
gesunken waren. Die aktuellen Projektionen 
zur Bevölkerungsentwicklung Lateinamerikas 
gehen hingegen davon aus, dass in allen Län-
dern des Kontinents die Fertilität auf zwei 
Kinder pro Frau oder darunter sinken wird. 
 
Nordamerika 
Die USA sind das einzige Industrieland, das in 
Zukunft einen bedeutenden Bevölkerungszu-
wachs verzeichnen wird. Die USA wachsen 
derzeit um jährlich drei Millionen Einwohner, 
zur Hälfte durch Einwanderung und zur 
Hälfte durch natürliches Wachstum (Geburten 
minus Sterbefälle). Es besteht kein Grund zur 
Annahme, dass dieses rasche Bevölkerungs-
wachstum nachlassen wird, da die Fertilität in 
den USA heute bei zwei Kindern pro Frau 
liegt und auch in Zukunft ethnische Gruppen 
mit einer noch höheren Fertilität ins Land 
einwandern werden. Nach heutigen Schätzun-
gen wird die Bevölkerung der USA bis zum 
Jahr 2050 um rund 130 Millionen Menschen 
zunehmen (dies entspricht in etwa der ameri-
kanischen Gesamtbevölkerung im Jahre 1950). 
Auch wenn die Fertilität in Kanada weitaus 
niedriger ist, wird sich die Zahl der Einwande-
rer weiterhin erheblich auf das Wachstum der 
Bevölkerung auswirken. Fast ein Viertel der 
Kanadier stammt heute ursprünglich aus ei-
nem anderen Land. 
 
Europa 
Die demografische Zukunft Europas wird 
nach Ansicht von Experten von einem nur 
langsamen Wachstum der Bevölkerung bzw. 
einem Bevölkerungsrückgang gekennzeichnet 
sein. Die Kinderzahlen pro Frau haben in vie-
len europäischen Ländern einen historischen 
Tiefpunkt erreicht und zeigen keine Anzeichen 
einer Erholung. Europa ist die einzige größere 
Region der Welt, in der bis 2050 mit einem 
Rückgang der Bevölkerung zu rechnen ist. 
Gleichzeitig steigt das Durchschnittsalter der 
Bevölkerung. Viele Experten sind der Ansicht, 

dass Europa, wenn es sein Wirtschaftswachs-
tum beibehalten will, einen Weg finden muss, 
um die derzeit niedrige Fertilität zu erhöhen 
oder aber seine Einwanderungspolitik ändern 
muss. 


	Inhaltsverzeichnis
	Zusammenfassung
	1.Bedeutung der sexuellen und reproduktiven Gesun
	2.Die Ausgangslage
	3.Kernbereiche und Förderung
	3.1 Verwirklichung sexueller und reproduktiver Rechte
	3.2 Information und Kommunikation
	3.3 Familienplanung
	3.4 Betreuung bei Schwangerschaft und Entbindung
	3.5 Verhütung und Behandlung sexuell übertragbar
	3.6 Sexuelle und reproduktive Gesundheit in verschiedenen Lebensphasen

	4.Empfehlungen zur Umsetzung der SRG-Förderpolit�
	4.1 Grundsätzliche Voraussetzungen: Kohärenz, Par
	4.2 Zielgruppen
	4.3 Partner
	4.4 Multilaterale Zusammenarbeit
	4.5 Instrumente und Durchführung der bilateralen 
	4.5.1 Klassische Konzepte
	4.5.2 Neuere Ansätze

	4.6 Thematische Zuordnung zu Schwerpunkten der deutschen EZ
	4.6.1Allgemeines
	4.6.2 Schwerpunkt Gesundheit
	4.6.3 Schwerpunkt Bildung
	4.6.4 Schwerpunkt Demokratie, Zivilgesellschaft un
	4.6.5 Weitere Schwerpunkte und Bereiche


	5.Perspektiven in der Länderprogrammierung und P�
	6.Projektbeispiele
	Frauengesundheit und Familienplanung auf den Philippinen
	Soziale Vermarktung von Kontrazeptiva in Pakistan
	Gesundheitsförderung in Kambodscha
	Reproduktive Gesundheit in der Mongolei
	Integrierte Frauen- und Jugendgesund˜heit in Honduras
	Reproduktive Gesundheit für junge Menschen in Ka�
	Familienplanung in Burkina Faso
	Präventionsprogramm gegen sexuellen Missbrauch v�
	Psychosoziale Betreuung kriegstrau˜matisierter Frauen im Kosovo

	7.Glossar
	8. Hinweise zu weiteren Informationen
	Schriftliche Quellen
	Websites

	9.DSW-Datenreport 2003
	Regionale Unterschiede verstärken sich
	Wachstum hier - Rückgang dort
	Global langsamer - regional schneller
	Asien
	Afrika
	Lateinamerika und die Karibik
	Nordamerika
	Europa


